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Auf dem Wege 

zur Sozialistischen Ärzte -Internationale. 
Gründung einer Sektion in England. 

Nach, einer persönlichen Rücksprache, die einige Mit- 
glieder ties VS Ae. mit englischen Kollegen und Genossen im 
Sommer :.i England hatten, ist am Sonntag, den 21. Sep- 
tember d.Js. eine Konferenz in London einberufen norden, 
die ~.on einer großen Zahl sozialistischer Aerzte besucht ivar . 
Lin Komitee wurde ernannt , um Statuten für die Englische 
Vereinigung Sozialistischer Aerzte auszuarbeiten und den 
Einschluß an die zu gründende Sozialistische Aerzte - 
Internationale vorziwereiten. Zum Sekretär wurde Gen. 
T}~. C. V. Brook - London. Parlamentskandidat der Labour- 
Party, gewählt. 

Die neue Organisation icird schon jetzt von der eng- 
lischen R esse sehr beachtet, von den großen kapitalistischen 
Zeitungen heftig angegriffen. Der VSAe. in Deutschland und 
die Redaktion des „ Soz . Arzt “ geben ihrer Solidarität mit 
unseren Genossen in England Ausdruck und wünschen der 
ueugegründeten Sektion, die mit uns in Reih und Glied für 
die gleichen Ziele kämpft , die besten Erfolge! 

Notverordnung und Sozialversicherung 

Von Dr. Michel, Pinaasens. 

Die auf Grund des § 48 der W« im <u' er Verfassung erlassene 
Notverordnung und ihre Folgen für die Sozialversicherung be- 
trachten wir Sozialisten nicht als Einzelerscheinung der Innen- 
politik, sondern entwicklungsmäßig als Episode im großen Rin- 
gen zwischen Kapital und Arbeit^ _ 

Die Sjzialversichemng, von Bismarck gegründet, um die 
Arbeiterschaft an den Staat zu ketten, dem aufkommenden So- 
zialismus den Boden abzugraben und das militärische Potential 
der gesundheitsschädigenden Einwirkung der Industrialisierung 
zu entziehen, hatte Größeres in anderer Richtung geleistet als 
Bismarck voraussah, ja als er es wollte. Die Arbeite rsc halt, 
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Notverordnung und Sozialversicherung 


dem Werk Bismarcks mißtrauisch gegenübersteheud, hatte bald 
erkannt, daß die Sozialversicherung kein Gnadengeschenk des 
Staates war, sondern ein Teil des politischen Lohns, der ihr 
zubel, als sic fleh zum erstenmal ihrer Macht bewußt wurde. 

Es ist bekannt, welch ungeheuere Entwicklung die Sozial- 
versicherung und die Gesundheitsfürsorge in den Jahren nach 
dem Weltkrieg genommen hat. Die erste einschneidende Aen- 
derung der Krankenhilfe bei den Krankenkassen erfolgte nach 
dem Kriege im Jahre 1923 durch eine Notverordnung auf Grund 
des Artikels 18. Diese Notverordnung nahm u. a. den Aerzten 
das Streikrecht und regelte das Verhältnis zwischen Kassen 
und Aerzteschaft auf bürokratischem Wege, der reichlich we- 
niger mit guten Vorsätzen als mit Paragraphen und Bestimmun- 
gen gepflastert war. Die heutige Notverordnung über die So- 
zialversicherung steht also nicht ohne Beispie da unc es _ist 
nicht Zufall, daß beide Male die Frage der Gestaltung der So- 
zialversicherung der parlamentarischen Entscheidung entzogen 
wurde. Beide Male geschah dies unter einer bürgerlichen Re- 
gierung, beide Male waren die Arbeiterparteien nicht in der 
Lage, entscheidend auf die Gestaltung der Verordnung einzu- 
würken und beide Male war die angeblich aufs äußerste ge- 
stiegene Notlage die Begründung, daß man ohne auch nur den 
Versuch einer anderen Regelung zu machen, den Artikel 48 
zur Anwendung brachte. 

Man hätte annehmen müssen, daß die deutsche Aerzteschaft. 
deren Lage sich ähnlich der der Versicherten infolge de“ beiden 
Notverordnungen verschlechtern mußte, auf die Tatsache auf- 
merksam wurde, daß ein Kampf bürgerlicher Regierungen ge- 
gen die Sozialversicherung auch einen Angrkf gegen die an der 
Sozialversicherung und ihrem Aufbau beteiligte Aerzteschaft 
bedeutete. Man hätte erwarten können, da 1 die deutsche 
Aerzte-Organisation, durch die Entwicklung der Dinge an die 
Seite ccr Versicherien-Organisationen, d. h. der Gewerkschaf- 
ten gestellt, gemeinsam mit diesen in gewerkschaftlichem Kamp! 
die Interessen der Versicherten und der Aerzte wahrgenom- 
men hätte. 

Daß damals die Führung der Aerzteorganisation versagte, 
ist z. T. Ursache der jetzigen Krise, in der die Aerzteorganisa- 
tion — was für den kritischen Beobachter klar erkenntlich ist 
— schon nicht mehr um die Aufrechtcrbaltung des Individual - 
arztbetriebs, sondern bereits auf der Linie der Verstaatlichung 
und Verbeamtung kämpft. Mit welchem Erfolg, steht dahin. 
Man sucht mit Recht nach den Gründen für ein derartiges Ver- 
sagen. Es ist m. E. nicht schwer, sie zu finden. 

Das starke Wachstum der Kassen, die den Aerzten das 
bisherige Hauptgebiel ihrer Einnahmen, die Privalpraxis, fast 
völlig entzogen, die Entwicklung der kommunalen Fürsorge, die 
das ihrige dazu tat, hatte dazu geführt, daß die Aerzteschaft — 
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zur intellektuellen Schicht des gehobenen Mittelstandes ge- 
hörend — die Gefahr der Proletarisierung in unmittelbarer Nähe 
sah. In falsch verstandener Neutralität auf der Meinung be- 
harrend, daß der Beruf des Arztes es verbiete, sich mit Politik 
zu beschäftigen, hatte die deutsche Aerzteschaft kein Verständ- 
nis dafür, daß sie durch die politische und ökonomische Ent- 
wicklung als Pufferstand zwischen Kapital und Arbeiterschaft 
not vendigerweise in jeder Kampfphase des großen Austrags 
passiv in die Kampf'ir.ie einbezogen wurde. So sah sie nur, 
da£ der bisherige individuale Betrieb, der sog. Zwergbetrieb des 
Einzelarztes, immer mehr und mehr abgelöst wurde durch kol- 
lektiv eingestellte Arztbetriebe z. B. Kliniken, Krankenhäuser, 
^ü-srrgestellen und Ambulatorien- Die Aerzteschaft, deren 
ganzes Denken bedingt ist durch die äugen olickliche Situation 
der bürgerlichen Klasse, der sie an gehört, glaubte den materiel- 
ler: Prozeß formen zu können, anstatt sich anzupassen, an die 
torische durch einen Stand nicht aufzuhaltende Entwicklung. 
Wen kann es da Wunder nehmen, immer vorausgesetzt eine ge- 
- -jese Isolierung der Aerzteschaft von politischen Gegenwarts- 
fragen, daß der“ Arzt da die Schuld suchte, wo er die Ursache 
seiner verschlechterten Lage sah, in der Sozialve rsicheru ng^ So 
kam es, daß damals die Bücher von Lick mit ihrer Kritik an 
der Sozialversicherung als Krankheitszüchterin begeisterten 
n klan g gerade in Arztkreisen fanden, wohlgemerkt mit Aus- 
nahme der von Liek betonten Konsequenz, nämlich der Heroei- 
rEirung der V erbeamtung der Kassenärzte. Es ist bemerkens- 
-.vert daß der Begriff Krankensteuer noch nicht einmal an der 
K r. • Verordnung so stark zum Ausdruck kommt wie in den Vor- 
schlägen eines" Dr. S t a pp c r l vom Mai 1928 in seinem Buch: 

„Krankenschein gefällig?“: , t , A ... 

..DU arb* Ls unfähig Gewesenen haben nach Wiede rau mahne der Arbeit 
einen Zusatzbeitrag zu zahlen, welcher nach der Länge der Krankheitszei-, 
b,;' A ist. Je länger sic feiern, desto mehr Beilrag müssen sie nachher 
zahien, Niehl etwa umgekehrt. Beseitigung ces SonnUgskrankcagckier.. 
Karcnz-age auch bei vorangegangener Behandlung," , 

Also eine Krankensteuer progressiv nach der Dauer unc. 

Schwere der Krankheit/) , . . ö 

kicks Euch erschien im Jahre 1927 und es folgte eine grobe 
Zahl von Veröffentlichungen anderer Autoren, wie aie Schil- 
de 'unger. von Renn und Remarque die Reihe der Kriegsromane 
der letzten Zeit eröffr.eten, Es war Mode geworden, über die 
Sozialversicherung zu schimpfen. 

Von seiten der Krankenkassen, vor allem dem Betriebs- 
-'r an ke r. Lassen v erband , ferner dem Gesamtverband der deut- 
schen Krankenkassen und auch dem hauptverband neuisene*. 
Krankenkassen ist man im. Bestreben, Material gegen die Aerzte 

•j Das Werk des nach Zcitungsmcldangen der Varstandscha.l des nat. 
:cr. Aerz.abondcs angebörenden Verfassers ist eine Fundgrube Jür jeter- 
essanl« Entdeckungen zu den aktuellen Thema der Notverordnung. 
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für Vertrags Verhandlungen zu haben, in der Kritik einzelner 
Mißstände der Sozialversicherung zu weit gegangen. Kan ver- 
öffentlichte damals Material, das beweisen sollte, wie willfährig 
die Aerzteschafi im allgemeinen den Ansprüchen der Ver- 
sicherten gegenüber sei. Daß bei einzelnen Aerzten tatsächlich 
aus Gefälligkeit, d.h. klar ausgedrückt, aus Gewinnsucht Patien- 
ten kritiklos krank geschrieben wurden und daß in diesen Fäl- 
len die Kassen als Verwalter von Arbeitergclderr nicht nur das 
Recht, sondern auch die Pflicht hatten einzug: eilen, ist leider 
Tatsache, Aber in dem Augenblick, in dem allgemeine Schluß- 
folgerungen aus diesen Einzelfällen gezogen wurden, bestätigte 
man die Angriffe, die gegen die Sozialversicherung gerichtet 
worden waren. Denn die Aarzte konnten sich nur den Patien- 
ten mit Krankschreibungen etc. willfährig erweisen, die sich be- 
wußt und willens waren, die Krankenkassen auszunutzen. Denn 
erst das konnte diesen Schädlingen unter den Aerzten eine Be- 
reicherung in Form einer größeren Scheinzahl bringen. Soweit 
es sich also um bewußt die Kasse auszunutzende Elemente von 
seiten der Versicherten und der Aerzte handelte, waren die 
Vorwürfe am Platze. Soweit es sich jedoch um Fälle handelte, 
in denen objektiv kein Krankheitsmerkmai bestand, der Patient 
aber trotzdem das subjektive Krankheitsgefühl halte, konnte 
weder Aerzten noch Versicherten ein Vorwurf daraus gemacht 
werden. Auch heuLe, in der Zeit der Einführung der Kranken- 
scheingebühr, bliebe manche Veröffentlichung von Kassenseite 
besser ungedruckt. 

So erzählt ein Kassengeschäfisführer in einer neuen Veröf- 
fentlichung, anscheinend sehr befriedigt von demKrankensche v 
Markensystem, folgendes: 

„Die auf dem Krankenschein aufgekleble Wertir.arke gib: derr. Kr^nken- 
schein neben seiner bisherigen Eigenschaft als Mitgliedsausweis, außer dt:r. 
den Charakter eines Wertpapieren. Der Krankenschein -e mn! somit als 
gebührenpflichtige Urkunde für den Versicherten wesentlich an Bedeutung 
Der Versicherte wird mit Recht wünschen, für die Laufzeit des 
rungsfalles im Besitze dieses Wertscheines zu bleiben.*’ Die Versieh er ?- 
als 'Aktionäre der Krankenkassen, si iacuLsses. 

So halten sich die Dinge in der Kranken Versicherer g ent- 
wickelt, als in der Innenpolitik des Deutschen Reiches die F-age 
der Verleihung der Lasten des Dawes- und Young-Planea in den 
Vordergrund rückte. Es gaifc, die Lasten, die der verlorere 
Krieg und das zusammengebrochene wilhelminische S .stem ver- 
schuldet hatten, zu tragen, während gleichzeitig die kapiia’ Lü- 
sche Wirtschaft in fast allen Ländern eine Krise durchmacbte. 
Die obigen Veröffentlichungen über die Sozialversicherung 
gaben willkommenen Anlaß zu einer Generaloffensive der .Vr- 
beitgeberorganisation gegen die Sozialversicherung, die : tl 
Frühjahr 1930 mit der Veröffentlichung einer Denkschrift er- 
setzte. Kern dieser Denkschrift sind Abänderungsvorschläge, 
geeignet, die Sozialversicherung von Grund aus umzuformen. 
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Die Offensive hatte vollen Erfolg. In der Notverordnung der 
Regierung Brüning sind die Vorschläge der Arbeitgeberdenk- 
schrift mit geringen Abänderungen übernommen. Der Alarm- 
ruf der Vertreter der werktätigen Bevölkerung verhallte un- 
gehör*.. das Wort von den „zu hohen Sozialisten" hatte seine 

Wirkung getan. , ö 

Wie verhält es sich nun mit diesen angeblich zu ^ohen so- 
zial' asten, die nach der Denkschrift der Arbeitgeber die Wirt- 
schaft zum Erlahmen bringen wurden ? Nach den Festsle-ilun- 
<>en des internationalen Arbeitsamts hatte der deutsche Stein- 
kohlenbergbau nur 60 % Gestehungskosten, einschließlich aer 
Gesamten Soziaiversichcrungsbeiträge gegenüber dem engli- 
schen. also last die Halite weniger. Dabei hat gerace der deut- 
sche Bergbau die höchsten sog. Soziallasten von allen deutschen 
Industrien zu tragen. In der chemischen Industrie ist es a j} n 
ich. Auch hier weit geringere Produktionskosten, trotz der 
angeblich hohen Sozia 'lasten, als im Ausland. Natürlich wer- 
den nicht nur die Beitragsteile der Arbeitnehmer, sondern auch 
der Arbeitgeber immer in die Produktionskosten einbezogen, 
und diese müssen dann von den Verbrauchern, von denen last 
at iemc : n die Mehrheit wieder Versicherte sind, bezahlt wer- 
den. Ein Zweifel, daß die Beiträge zur Sozialversicherung echte 
Lohnanteile sind, dürfte ausgeschlossen sein. Nach 616 BUK. 
muß sich der Arbeiter Leistungen aus der Sozialversicherung 
anrechnen 'assen. falls seine Vergütung weiterläult. Auich da- 
bei kann der Arbeitgeber die ganzen Kasscnleistungen abziehen, 
licht rur den Teil, der seinem Arbeitgeberbeitrag entspricht. 
\Y\»n r *■ *ir an nehmen, daß die Sozialversicherung überhaupt 
es würde, würde vermutlich die zuzubilhgende 
Lernsteigerung für den Arbeitgeber teurer ausf allen als die bis- 
heriger« Sozialversicherungsbeiträge. Worin liegt also die Be- 
las tun 1 ? Wenn man statt Sozialversicherur.gsbeiträge den Aus- 
druck 1f.obnan teile setzt, was, wie bereits erwähnt, identisch is., 
‘Lude: man des Rätsels Lösung. Dann bedeutet die Klage über 
zu hohe Sozia -lasten den Wunsch nach Lohnsenkung. Und da 
; ep der Hase im Pfeffer. Lohnabbau-Psychose der Arbeit- 
geber ist die Krankheit, die der Sozialversicherung und den 
trinken Lassen am meisten zu schaffen macht und wenn jemais 
ein Vertrauensarzt zum Gesundschreiben nötig war, so möge er 
sic- in erster Linie mit diesen Rettern der Wirtschait beschal- 
titfen Nicht die Weihnachtskrippe oder ein paar zuviel ver- 
schriebene Flaschen Blutwein gefährden die Kassen so, wie das 
Sinne und Trachten der Leute, die Reform der Sozialversiche- 
rung segen und Lohnabbau meinen. 

Man könnte nun einwenden, daß negative Kritik leicht ist. 
Bei der katastrophalen Lage der Reichsfinanzen und dei 
drohenden Erhöhung der Arbeitslosenziffer sei die Notverord- 
nung mit ihren Ersparnissen nicht nur im Interesse der Arbei-- 
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gebet, sondern auch der Arbeitnehmerschaft. Dazu ist zu sa- 
gen: Die Notverordnung ist der ungeeignetste Weg, Einsparun- 
gen vorzunehmen. Sie führt zu dem Zustand, den Tucholsky 
vor Jahren einmal folgendermaßen beschrieben hat: 

„Und so vegetieren die betrogenen Massen 
Als Zv/angsabonnenten der Krankenkassen." 

Wenn die Arbeiterschaft auch Ersparimgsmaßnahmen im 
Sinne der Notverordnung ablehnt, so bedeutet das nicht, daß 
sie Ersparungen in der Sozialversicherung überhaupt negiert 
Denn Ersparnismöglichkeiten gibt es zweifellos, z. B. Zusam- 
menlegung der kleinen Kassen, Beseitigung der Auswüchse des 
sog. KassenlöwenLums, stärkere Betonung ues Begriffs der 
Krankheitsverhütung und Beseitigung des § 218, dessen Aufhe- 
bung ein erfolgreiches Vorgehen gegen das Heer der weiblichen 
Unterleibsleiden sichern würde. Auch war die Abschaffung 
dieses Paragraphen noch nie moralisch und ethisch bereentig- 
ier als heute bei der drohenden Verelendung der Arbeitermas- 
sen und nach der Verschlechterung der Sozialversicherung. 

Politische Zwangsumlagen des Hartmannbimdes 

Die Erhebung der Umlagen, die weiteste -reise der Aerzte- 
schait zum schärfster. Widerspruch herausiordert wurde kürz- 
lich im VS Ae. eingehend diskutiert. Es wurde die nachfr lgende 
Entschließung angenommen: 

Die ärztlichen. Organisationen haben vor zwei Jahren -eine omlacc 
von 20 RM erhoben, um politische Parteien und derer, ärzi'icke Kan- 
didaten gclddch zu unterstützen. Da die sozialistischen Parlamen- 
tarier die Unlerstiitzungsanr.ahme ablehnten, Ist die von allen Atr - 
ien Eingezogene Summe ausschließlich bürgert: eher., cnscnc-ir.^nd nur 
rechisbürgerlicher, Parteien zugellossen. Eire genaue Rechen r/.r 
über die Verwendung der Summe konnte nicht erlang! teer’, er.. 

Nun hat erneut ein Aerztetag in Kolb erg, ohne daß die Herr - 
schafl vorher hätte Stellung nehmen kennen, beschlossen, von jzde- 
Arzt die beträchtliche Summe von 100 RM einzuzi.hcn, ie me.-': ~ 

den Kassenhonoraren einbehalten werden soll. Angeblich zoii eiere 
Millionenfonds zur Unterstützung von Aerzfen verwand: werden i ; : 
anläßlich der Noloerordnung in materielle Bedrängnis gsraizn. ::s 
muß aber angenommen werden, daß diese, i.nterschiedslos euch der 
wirtschaftlich Schwachen abgenötigte Riesensumme dazu dienen . > i. 
„gutgesinnten“, d. h. ganz rechts stehenden Aerzten. unter die A-mc 
zu greifen, wenn sie sich als Stimmgarde der Organisation* :. 'dir. z . 

betätigen. 

Wenn jetzt die Rechtsanwälte gegen die siactliche Belcsiur.g durch 
Gewerbesteuer den Rechtsweg beschreilen, so muß auch die gesamij 
Aerzleschafl, soweit sie mit der willkürlichen Auspressung durch po- 
litische Umlagen nicht einverstanden ist, mit allen Miiieln geger. die 
unerhörten Praktiken der Aerztebürckratie Vorgehen. Die soziziisii- 
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sehen Aerzte sind nickt gewillt, ihre politischen Feinde wie H a? d e n- 
kem p und S c kay e r doppelt und dreifach materiell za unterstützen. 
Sie drücken den derzeitigen Verständen, die uniähig sind, irgend 
etwas gegen die N einer Ordnungen za unternehmen, ihr schärfstes Miß- 
trauen aus und fordern alle fortschrittlich gesinnten Aerzie auf, sich 
mit ihnen frei gewerkschaftlich zu organisieren, um ge- 
rn einsam mit den Massen der V er sickerten und 
Werktätigen %egen die Zerstörung der Sozial- 
gesetzgebung und gegen jegliche Reaktion zu 
kämpfen. 

Sozialisierung der Medizin in England. 

Zu diesem Problem, mit dem sich unsere Genossen in ihrer 
neufeg rundeten Vereinigung bald eingehend beschäftigen wer- 
den, .ero: deutlichen wir hier eine Resolution des Partei-Kon- 
gresses und in der Uebersetzung einen Beitrag des Genossen 
Dr. 3ushnell. 

Resolution der Unabhängigen Arbeiter-Partei Englands (I. L. P.) 

Ostern 1930. 

ln anbetracht der Tatsache, daU die Sorge für die Kranken und. der 
Schutz der Gesundheit der Arbeiter nur in einem sozialistischen Staate 

t es cic Konferenz für notwendig, die Arbeiter 
: -ziel z ■ ccks Sozialisierung der ärztlichen Dienstleistungen zu organi- 
t .- r. und ein nationale* Gesundheits-Komitee cer Arbeiter zu bilden, das 
nct*..---rüigerwe?se eine demokratische und sozialistische, wixsenschattlichc 
und repräsentative Basis haben muß. Seine Ziele müssen .sein: 

: Dci. .aterersen der Kranken in jeder Beziehung, cinschließlich ihrer 

angemessenes finanziellen l nterslüLzuag während der Krank bcitszeit 

zu dienen. . , 

D e erfolgreiche und wissenschaftliche, angemessene .lumane, heus- 
iirhe mH Anstalt sbehandlung, Diagncscnstcllung, Pflege und Nacb- 
oehandlung aller Kranken, Verletzten und Invaliden. 

j. Alle Maßnahmen, die dahin zielen, Krankheiten, Unfällen und Ver- 
le'.ztinjen vorzubeugen, und den Arbeitern gesunde LebensDecingun- 
gen zu sichern. 

Die Konferenz fordert von dar I. L. P. und der I*. A. C. eia atacl- 
3: - m ehe ft samt für cie Vorbereitung der Sozialisierung zu schaffen, 
i;. i . Humanisierung, Vereinheitlichung. Nationalisierung und Rationali- 
sierung der Medizin, umfaßt. 

Diese Resolution, die einstimmig angenommen wurde, wurde 
von Dr. B u s h n e 1 1 begründet, dessen Ausführungen sich etwa 
in der Linie des nachfolgenden Aufsatzes bewegten. 

Oer undheitsfftrsorge durch den Sozialismus. 

Eine nationale Krise. 

Von Br. F. G. B ti s h n e 1 1 , Plymouth. 

Gegen die Sozialisierung der Medizin und ihre Kontrolle 
durch die Arbeiter wird allgemein — wenn auch geheim — wi- 
derstand geleistet. Dieser geht aus von Kräften, die auf das 
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15G Gesundheitsfürsorge durch den Sozialismus 

Gesundheitsministerium und die Gewerkschaften Einfluß ge- 
winnen möchten, um die ärztliche Fürsorge und den Mutter- 
schutz gemäß den Vorschlägen der “British Medical Assozia- 
tion“ (Englische Aerzievereinigung] auf der Grundlage einer 
beitragspflichtigen Versicherung und einem freiwilligen Kran- 
kenhaus beitrag durchzusetzen. 

Diese Vorschläge stehen im direkten Gegensatz*» zu der 
staatlichen Gesundheitsversicherung, wie sie d:e i. L. j/. [Unab- 
hängige Arbeiterpartei} auf ihrer Konferenz zu Birmingham im 
April 1930 entworfen hat. Danach würde die Aerzteschaft, das 
Pflegepersonal und die Fürsorgeeinrichti;ngen sozialisiert, hu- 
manisiert, rationalisiert und verstaatlicht (nicht bürokratisiert) 
werden. Sie stehen weiter im direkten Gegensätze zu den Be- 
strebungen der Arbeiterbewegung sowohl hinsichtlich des Ge- 
sundheitswesens als auch hinsichtlich des Krankenhauswesens 
und zu dem Ergebnis der Untersuchungen der Royal Comission 
über Versicherungsgesellschaften und Gesellschaften, die mit 
industriellen Versicherungsgesellschaften in Verbindung Steher. 

Ir. dieser Krisis, die eine Gefahr für Leben und Gesimdher. 
der Arbeiterschaft bedeutet, ist der Beschluß der Unabhängigen 


Arbeiterpartei, Arbeiter-Gesundheits- Ausschüsse zu bilden, die 
diesem Angriff Widerstand leisten und die Sozialisierung durch- 
führen, lebenswichtig und entscheidend. 

Die oben erwähnten Gegnerischen sind lediglich eine refor- 
mistische und opportunistische Bewegung, die dem ärztlichen 
Beruf auf gezwungen wird durch das völlige Chaos, die Unzu- 
länglichkeit, Erfolglosigkeit und Unmenschlichkcil der gege - 
igen Maßnahmen der ärztlichen Behandlung. Gleichzeitig 
wird aber der Profit der Aerzle gewährleistet. Die öffentlich er. 
Kosten betragen schätzungsweise für allgemeine ärztliche Be- 
handlung von 10 890 0C0 Pfd. Sterl. an und Tür Mutterschutz vor. 
2 022 869 Pfd. Sterl. an aufwärts. Die Höhe der Kranken. laus- 
kosten wird nicht genannt. 

Die Annahme dieser Vorschläge durch die Arbeiter würde 
bedeuten: 

1. Ablehnung des Versicherungsentwurres der nbe ver- 

schaff für Gesundheits- und Krankenhauswesen, der sich 
einsetzt für freie, ausreichende und humane ärztliche 
Hilfe und Fürsorge, durch eine vereinigte, staatlich be- 
zahlte ärztliche und Fürsorgetätigkeit durch das Gesund- 
hcitsministeriuni. 

2. Weitere Ausbeutung durch die gegenwärtig schon mäch- 
tigen kapitalistischen, finanziellen, bürokratischen und 
beruflichen Gruppen auf Kosten des bereits schwer ge- 
fährdeten Lebens- und Gesundheitszustandes der Arbei- 





ter; ferner einen Anreiz für die Aerzte, dem Gewinn und 
Profit, nicht dem Dienst am Kranken zu leben infolge 
der Erweiterung des gegenwärtigen Zahlungssystems 
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„pro Kopf”, das zur Zeit üblich ist, ohne daß die ver- 
sicherten Personen eine angemessene Kontrolle aus- 
üben können. 

3. Zersplitterung statt Vereinigung aller Zweige ärztlicher 
Dienste, die noch immer unter verschiedenster Leitung 
Bezirk, Sektion und freiwilliger Helfer] stehen würden, 
nicht aber unter der Kontrolle der versicherten oder 
nichtv ersieh er ten Arbeiter. 

4. Eine Konzession an die Interessenten des „Nationalen 
Gesundheits-Versicherungs-Planes" und seiner Comites 
und Gesellschaften,die durch die Royal Comission abge- 
iehnt werden. [Diese empfiehlt die Vereinigung aller 
Zweige des Gesundheitswesens, die Abschaffung der pri- 
vater ersicherungS'Geselischaften, Kontrolle durch die 
Versicherten selbst. 

5. Eine Bezahlung der ärztlichen Tätigkeit, die in keinem 
Verhältnis steht zu der Bezahlung versicherter oder 

anderer Arbeiter. 

6. Vermehrte Beitrags kosten zur Erweiterung ärztlicher 
Leistungen usw., die von den Arbeitern aufgebracht wer- 
den müssen, ohne daß ihr Lohn entsprechend erhöht wird. 

edier gibt rms heute ein warnendes Beispiel, zu welchen 
üblen Folgen ein bürokratisches Regiment führt; es sollte uns 
au? der Gleichgültigkeit aufrütteln durch eine berufliche Or- 
ganisation zum Widerstand gegen die Regierung und ihre Agen- 
:er. auf rufen, die weder vom Staat noch durch die Arbeiter kon- 
trolliert werden. 

Wir sind der Ansicht, daß die medizinische Wissenschaft 
und Autorität auf ihr spezielles Gebiet beschränkt sein sollte 
u*id daß die Annahme der Vorschläge der British Medical Asso- 
ciation einen Sieg der starken antisozialen Kräfte bedeuten 

rde. Wir fordern die I. L. P. (und L, P.) auf, sofort zur Tat 
ü herzu gehen und die Arbeiter zwecks Sozialisierung der Me- 
dizin zu organisieren. Es sollen alle Schritte unternommen 
werden, die der Regierung eindrücklich klar machen, daß die 
Unabhängige Arbeiter-Partei die Vorschläge der BritishAsso- 
ciatir.- ablehr; t, und daß in unseren Tagen eine durchgreifende 
Krankenversicherung unbedingt erforderlich ist. 

.•Arsctxt von Dr. Elisabeth Eylenburg und Dr. Dora Fabian.) 
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Neues zur Abtreibungsfrage ? 

Von Dr. Max Hodann. 

icht mit Unrecht wird von vielen Seiten darauf hinge- 
,■ Leser, daß viele auf dem Boden der Sowjetunion gemachten 
Erfahrungen dieser oder jener Art nicht oder wenigstens nicht 
ohne weiteres auf Deutschland übertragen werden dürfen, will 
mar: sich nicht argen Mißverständnissen oder Mißdeutungen 
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aussetzen. Wenn daher nun unter Bezugnahme auf ,, russische 
Erfahrungen mit der Freigabe der Abtreibung" eine Broschüre 
erscheint, die im Untertitel als „eine Lehre für Deutschland" 
bezeichnet wird, so ist das immerhin geeignet, mißtrauisch zu 
machen. Der Verfasser dieser im Verlag von Ebering in Ber- 
lin 1930 erschienenen Arbeit ist Dr. med. Serge Krassilnikian, 
ein jüngerer Kollege, der in Deutschland studiert und auch 
seine Untersuchungen in Deutschland angestellt hat. Man kann 
der Arbeit zugestehen, daß sie anscheinend ohne ausge- 
sprochene Emigrantenanimosität mit dem Willen zu wissen- 
schaftlicher Klärung geschrieben wurde, ohne daß ihr Ergeb- 
nis befriedigend oder gar überzeugend genannt werden dürfte. 

Der erste Teil der Arbeit bringt eine Zusammenstellung der 
gesetzgeberischen Akte, die in der Frage der Zulassung von 
Schwangerschaftsunterbrechungen in der UdSSR seit 1915 vor- 
genommen wurden, für den Sachkenner nichts neues Der 
zweite Teil enthält die Kritik der inzwischen veröffentlichten 
Erfahrungen, unter fleißiger Exzerpier ung der russischen Fach- 
literatur, vor allem der in der Zeitschrift Ginekologiia i Aku- 
sekestwo erschienenen Einzelpublikationen. Dieser Teil der 
Arbeit beginnt mit einem Zitat der Ausführungen Vollmanns 
aus der Sitzung der Berliner Aerztekammer vom 3. Dezember 
1928, und weist, unter Berufung auf Genss, darauf hin, daß man 
sich angesichts der sowjetistischen .Legalisierung der . btrei- 
bung „mit Recht denken kann, daß genügend Möglichkeit vor- 
handen sein sollte, vom Arzt die künstliche Schwangerschafts- 
unterbrechung vornehmen zu lassen.' Diese Ansich' beweist, 
daß der Verfasser, der an anderen Stellen der Arbeit negative 
Seiten des heutigen sowjetistischen Alltagslebens sehr piasiisc 
schildert, von der Frage der ärztlichen Versorgung der UdSSR 
anscheinend wenig Ahnung hat. Als Kenner der russischen 
Sprache könnte er sich leicht aus dem letzten statistischen 
Jahrbuch davon überzeugen, daß in dem von 150 450 lOü Ein- 
wohnern besiedelten Gebiet der Union am 1. 1. 28 48 877 
Aerzte gezählt wurden (Ss tatist. Ssprawotschr.ik sa 1928 S 935. 
Mosskwa 1929]. Da die dem Gesetz ent sprechenden Aborte 
nur in Kliniken durchgeführt werden sollen, so kommt nur der 
geringste Teil dieser Aerzte in Frage. Wer den Mangel an 
Klinikbetten in diesem ungeheuren Gebiet kennt, wer -.veiler 
über die unentwickelten Verkehrsverhältnisse insonderheit des 
russischen Dorfes unterrichtet ist — und der Verfasser soll e 
es sein — wird wissen, daß eben die noch mangelhaft organi- 
sierte ärztliche Hilfe den Grund dafür bildet, daß selbst bei 
Durchbrechung des weitverbreiteten Aberglaubens, der früher 
auch oei uns beobachteten Angst vor dem Krankenhause und 
ähnlichen psychischen Faktoren eine systematische Durchfüh- 
rung des Abtreibungsgesetzes gar nicht gewährleistet werden 
kann. Was besagt es also für die Einschätzung der „russi- 
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sehen Erfahrungen“, daß nach wie vor pfuscherische Abtrei- 
bungen“ in großer Anzahl gemacht werden, und „im Steigen 
sine" — da sie nämlich besser erfaßt werden angesichts der 
Bemühungen der russischen Kollegen und Verwaltungsstellen, 
in diese so dunkle Seite der Frauenheilkunde Licht zu bringen? 
Es besagt gar nichts. Denn selbst wenn es an sich etwas be- 
sagen würde, so sind gerade diese "V erhältnisse auf europäische 
Länder :nit entwickelter VerkehrswirtschaF t und hinreichender, 
wenigstens annähernd hinreichender Bettcnzahl nicht zu über- 
tragen. Wie oberflächlich Herr Krassilnikian gearbeitet hat, 
besagt zur Frage der Zahl der Abtreibungen folgende Bemer- 
kung: Nach Isskowa-Wassiljewa „kommen in der verhältnis- 
mäßig kleinen Stadt Saratow fünfmal mehr Abtreibungen vor 
als in ganz New York" [Seite 49]. Die Abtreibungen in Sara- 
tow sind eben in hohem Maße erfaßbar. Die amerikanische 
Ges e] schalt dagegen hat erhebliches Interesse an einer Ver- 
schleierung so „unanständiger" Dinge, die Strafbarkeit des ilin- 
griff?. drängt wiß oc i uns zur Verschleierung« wäS nicht heißt, 
daß man bei jedem zweiten New \ orker Arzt nicht für 50 Dol- 
lar eine operativ halbwegs anständige Unterbrechung bekom- 
men kann. Agnes Smedly, ,,Eine Frau allein", zur Illustra- 
tion empfohlen. Herr Krassilnikian. 

Was von den statistischen Belegen des weiteren zu halten 
ist. dafür ein Hinweis in der entscheidendsten Frage, nämlich 
.'er nach den bei klinisch geleitetem Abort beobachteten Schä- 
digungen. Fs wird eine Mitteilung aus Tambow für die Jahre 
1920/23 zitiert, wo bei klinisch zu Ende geführten Aborten 
21 3 Proz. Komplikationen und 8 Proz. Todesfälle kamen. 
„Denn die i-Vauen -wurden mit Abortes inkompletus eingelie- 
ert. Was lernt man daraus? Daß der Abort in der Klinik 
auch e i r geleitet werden muß — eine erschütternde Neuigkeit! 
Vom Kongreß der Gynäkologen in Kiew, 21. 26. Mai 192S, 
zitiert der Verfasser aus dem Originalbericht, daß die Abtrei- 
bung ..sicher nicht gleichgültig für die Gesundheit der Frau, 
ü.un auch die Mortalitätbci der Ausführun g d e r 
Operation im Krankenhausmilieu gleich Nu .1 
{ s i ' (Seite 58], Darau kommt es an. Und dieses Ergebnis 
kann uns allerdings „eine Lehre für Deutschland" sein. Wobei 
auf die wichtigen Ergebnisse russischer Forscher hingzwiesen 
,-e-den soll, daß nach Unterbrechung das Endometrium seine 
normale Struktur nicht vor dem 20. Tage annimmt, was zu der 
Folgerung berechtigt, nach dem Eingriff eine Frau erst nach 
drei ■ ochen als gesund zu betrachten (Seite 56, gleicher 


Kongreß). , - 

Der Hinweis darauf, daß unvollkommene Ausbildung der 
Aerzte, Mangel de- Nachbehandlung infolge schlechter sozialer 
Lage, zu kurze Nachbehandlung den glatten Verlauf der Un- 
terbrechung — wie beiläufig gesagt jeder Operation gefähr- 
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det: Brauchen wir für diese Erkenntnis gynäkologische Be- 
trachtungen aus Leningrad oder Tiflis? Wichtig allein sind in 
dieser Arbeit die Beobachtungen über an sich im Charakter 
der klinisch geleiteten Unterbrechung liegende Gefahrdungs- 
momente; denn diese Erfahrungen sind einigermaßen übertrag- 
bar. Da handelt es sich um folgendes: 

1. Erhöhte pathologische Erschwerung von Schwanger- 
schaften und Geburten bei Frauen, die bereits Abt-eibungen 
hinter sich haben gegenüber anderen Frauen .Seite 4a) — wo- 
bei leider klinisch eingeleitete und klinisch nur beendete Unter- 
brechungen nicht getrennt sind! 

2. Korrelationsstörung des innersekretorischen Systems 
durch die Unterbrechung der Schwangerschaft, wobei gleich- 
zeitige Belastung des vegetativen Nervensystems auch zu psy- 
chisch sehr bedenklichen Folgeerscheinungen fuhren kann 
(Seite 45), was ich aus eigener Erfahrung, vor allem für Un- 
terbrechungen der ersten Schwangerschaft, bestätigen muß. 

3. Es kann bei der unter günstigsten Umständen ringele: :e:en 
und durchgeführten Schwangerschaft — wie bei jeder Opera- 
tion — etwas passieren. 

Was ist nun daraus als „Lehre für Deutschland' zu entneh- 
men? Daß die Störungen, die hier unter 1 — 3 restgelegt wer- 
den, in unvergleichlich höherem Grade die Schwangere gefähr- 
den, wenn sie ohne ärztliche Hilfe — wie bei uns unter der 
Druck des § 218 StGB. — unterbricht oder unterbrechen läßt 
Gewiß soll man jeder Frau Vorhalten, daß auch die Operation 
unter Ziffer 3 keine Garantie für Unversehrtheit bietet — eine 
Erkenntnis, die unter Frauen wie unter den beteiligten 
nera bei uns, genau wie in breitesten Gebieten der UdSSR 
fast völlig unbekannt ist. Hier hat Aufklärungsarbeit emzt :* 
setzen, damit jede geschlechlsfähige Frau weiß, welcher Ge- 
fahr sie sich bei einer Unterbrechung selbst in der Klinik aus- 
setzt. Da aber erfahrungsgemäß Verhütungsmittel von abso- 
luter Sicherheit nicht existieren, so muß für die dennoch ge- 
schwängerte Frau die Möglichkeit des freien Entschlusses be- 
stehen, sich unter den Kautelen moderner Wissenschaft ope- 
rieren zu lassen; in Deutschland gibt es genügen! KT.nker. 
Verkehrsmittel und Aerzte, um das durchz uf ähren ! Der Arzt 
und der Sozialpolitiker haben nicht das Recht, der Frau und 
Mutier gegenüber den „lieben Gott" zu spielen, zumal ihre . Ab- 
weisung nur zu illegaler Unterbrechung mit entsprechender Ge- 
fährdungserhöhung führt. 

Und damit zum Schluß: Herr Krassilnikian empfiehlt als 
„Abhilfe", daß die Schwangerschaftsunterbrechung .,n:r aus 
medizinischen (wissenschaftlichen) Indikationen aus ge: ün rt wer- 
den" dürfe. Er kann dabei der Zustimmung aller reaktionären 
Standesblättchen sicher sein. Er empfiehlt dann weiter, neben 
Verbreitung der Verhütungspropaganda (Bravol] und der He- 
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bung des „siiilichen Niveaus der Bevölkerung“ (?): „Die soziale 
bzw. wirtschaftliche Lage der Bevölkerung ist durch staatliche 
Hilfsmaßnahmen zu heben. Der Mutterschafts- und Kinder- 
schütz müsse besser ausgebaut werden, damit die , Angst vor 
dem Kinde“ verschwinde 1 (Seite 73). Nun, zu dieser Einsicht 
hat uns ausgerechnet Herr Krassilnikian gefehlt! Wir können 
ihm aber mit einer weiteren Einsicht dienen, die ihm anschei- 
nend noch nicht nahegebracht worden ist: Daß nämlich im ka- 
pitalistischer. Staat Mutter- und Kinderschutz immer cur so- 
weit realisierbar ist, wie er sich mit der Profitrate der herr- 
schenden Klasse verträgt Daß innerhalb der gegenwärtigen 
kapitalistischen Weltkrise mit dem konzentrischen Angriff auf 
die schmalen Rechte der proletarischen Massen kein Aufbau, 
sondern eir. Abbau der Mutter- und Kindesrechte zu erwarten 
ist. Daß schließlich in dieser Beziehung für die Zukunft aller- 
dings. unbeschadet aller Schwierigkeiten des heute noch un- 
geheuer unentwickelten und armen Landes der UdSSR, die Be- 
mühungen der proletarischen Diktatur mehr zu versprechen 
scheinen als der rreundliche Appell eines gutgläubigen Medi- 
ziners ar die Einsicht der bourgeoisen Gesellschaft. 

Tide Broschüre von Krassilnikian also ist zwar gut gemeint, 
aber in Inhalt und Wirkung eine absolut reaktionäre Angele- 
genheit. Dazu beweist sie nichts, was wir nicht längst wüßten. 
Sie be weis:, daß der klinisch eingeleitele Abort (ganz gleich 
jb aus medizinischen oder sozialen Gründen) für die Frau eine 
unvergleichlich geringere Gefahr bedeutet als jede andere Maß- 
nahme zur Unterbrechung der Schwangerschaft, und da doch 
von. auc:. cer Kollege Krassilnikian weiß, daß Verbote nicnt 
die Unterbrechungen verhüten, so frage ich ihn, wie er darüber 
denkt z ro-dern, daß man jede sonst nicht zu verhindernde 
Unterbrechung in der Klinik vernehmen läßt Dazu gehört die 
Freigabe der Unterbrechung ohne Indikationsbesehränkung an 
den klinisch tätigen Arzt, der Kampf also um die Aufhebung 
de- § 218 des Deutschen Strafgesetzbuches, des § 144 der 
Oesterreicher und Tschechen, das alte Programm des Vereins 
Sozialistischer Aerzte. 

Arzt und Kurpfuscher 

Autoreierat voq Dr. F. Boenheim. 

Zu diese- immer wieder aktuellen Thema fand am 19. Juni iL J. inj 
VSA« eine sehr interessante Aussprache statt, Dei der eine gro»e Zahl 
von Genossen die Gründe daiiegten, die zu einer so großen Ausbreitung 
- Laieabekv- "vng führen konnten. Wir bringen nachsteheno zunächst 
dv Ailorrtieiiw de- Gen. Boenhcim und anschließend Disaussiods- 
berscrkun^ca des Gen. Gerber- Wien und der Gen- L a n t o s . 

Der Referent geint zunächst auf die Gesetzgebung ein, die 
ue:t Aufhebung des Kurpfuscherverbotes im Jahre 1869 sich 
mit der Tätigkeit der Kurpfuscher beschäftigt. Die Zahl der 
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Kurpfuscher hat seit dem Jahre 1876 von 670 Kurpfuschern auf 
11671 zugenoramen, während in der gleichen Zeitspanne die 
Zahl aer Aerzte von 13 i^a auf t3 5 So gestiegen ist. Es wird 
darauf hingewiesen, daß neben dem Kanton Appenzell und Eng- 
land Deutschland das einzige europäische Land ist, in dem die 
Ausübung des Kurpfuschertums nicht verboten ist, daß diese 
Bestimmung aber nur auf dem Papier steht, daß z. B. in r rank- 
reich ebenso wie in Oesterreich (Zeileis) Kurpfuscher ihren Be- 
ruf in großer Zahl ausüben. Verboten ist den Kurpfusch en in 
Deutschland die Behandlung der Geschlechtskrankheiten und 
ferner jede Geburtshilfe. Verboten ist den Kurpfuschern auch 
die öffentliche Ankündigung, wie auch den Redaktionen die 
Aufnahme von derartigen Amnoncecn. Auch irretührende Re- 
klame ist verboten. Von Mitteln, die der Apotheker auf ein 
Rezept der Kurpfuscher abgeben darf, sind nur solche erlaubt, 
die im Handverkauf zu haben sind. _ 

Es laßt sich nicht leugnen, daß die Kurpfuscher Erfolge 
haben. Zum Teil liegen die Ursachen darin, daß die Koro fu- 
scher eine wirkungsvolle Reklame mit vielem Humbug haben 
und daß eine ganze Reihe von suggestiven Persönlichkeiten zu 
ihnen gehören, wie z. B. Priesnitz, Kneipp u. a. Sie sprechen 
im allgemeinen dieselbe Sprache wie das Volk, cL h. sie sind 
ihm verständlich. Viele Erfolge basieren natürlich darauf, daß 
die meisten Krankheiten von selbst heben. Aber das is l ja 
ein Vorteil, der auch den Aerzten zugute kommt. A s direk- 
tes Plus muß den Kurpfuschern zugute gehalten werden daß 
sie subjektiv oft den Heilungswillen des Kranken stärken. 
Wenn man sagt, daß die Kurpfuscher keine direkten Schädi- 
gungen hervorrufen, so ist das nur bedingt richtig: denn auch 
Zeit verpassen bedeutet direkte Schädigung. Soweit che Kur- 
pfuscher ihrer. Beruf, wie Zeileis, auf dem Lande ausüben und 
von den Kranken einen Aufenthalt vor 4 — 8 Wochen verlan- 
gen, liegt schon hierin ein heilkräftiger Faktor. 

Schließlich ist auch darauf hinzuweisen, daß das arztlicr.e 
Wissen trotz aller Fortschritte in den letzten Dezennien r cr.L 
in demselben Maße vorgeschritten ist wie das der Technik. 

Der Kurpfuscher wird aufgesucht von deren, die der Re- 
klame erlegen sind, ferner von denen, die mystische Neigungen 
haben, schließlich von Nervösen und — was für uns A erste be- 
sonders wichtig ist — von jenen, die ärztliche Hi: e ohne Er- 
folg gesucht haben. 

Man muß den Kurpfuschern eine Reihe von schweren Vor- 
würfen machen. Dazu gehört z. B. schnelle Ausbildung :r. 
Kursen von 3 — 8 Tagen für 20 RM, ferner die sogenan-ier. 
Schnellfemkurse cic. Auch die Einseitigkeit ihrer Methoden 
ist anzugreifen. Mitunter stehen Fabriken hinter den Kur- 
pfuschern. 

Mit dem Vorhalten der falschen Diagnose kommt man nicht 
weiter; denn auch die Aerzte stellen falsche Diagnosen, so daK 
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während eines Aerzlestreits die Aerzte der verschiedenen La- 
ger sich gegenseitig systematisch anprangerten. Auch die Aus- 
beutung in geldlicher Beziehung würde im Kampf gegen die 
Kurpfuscher wirkungsvoller hervorgehoben werden können, 
wenn nicht so viele Medikamente, die die Aerzte verschreiben, 
unerschwinglich teuer wären. Referent belegt das mit Bei- 
spielen. 

Den Kurpfuschern ihren Kampf gegen die Aerzte vorzuwer- 
fer., ist töricht, da es ihr gutes Recht ist. genau so wie es das 
Rech: der Aerzte ist, die Kurpfuscher zu oekampfen. Diese 
führen sogar mitunter den Kampf recht unfair, wie z. B. im 
Fidle Binder. Nicht verkannt darf werden, daß unter den Kur- 
pfuschern eine Reihe von Idealisten sind. 

Ganz schlimm sind die Hypothesen, mit denen die Kurpfu- 
scher ihre Anhänger aufkliiren, und die Richtlinien, die sie ihnen 
an die Hand gehen. Referent belegt das mit Beispielen aus der 
Biochemie, 

Die wichtigsten Ursachen aber für die Erfolge der Kurpfu- 
scher haben die Aerzte bei sich selbst zu suchen. Referent 
er liste die Fehler in der ärztlichen Ausbildung, 
d e bereits auf der Mittelschule beginnen und die sich auf der 
Universität mit ihrer Korruption und ihrem Nepotismus noch 
steigern. Er verweist z. B. aus jüngster Zeit auf die Veröffent- 
lichungen eines Universitätsprofessors aus Berlin und auf seinen 
Kamp: gegen seinen Institutsdirektor, einen Kampf, in dem der 
sozialdemokratische Kultusminister Preußens, Herr Lr. Grimme, 
vc 1 ! kommen versagte, indem er nicht nur nicht die Ursache auf- 
zudseken suchte, sondern eine Aufdeckung verhinderte, indem 
'ich sei”. Ministerialreferent hinter formalen Dingen ver- 
schanzte, 

Referent weist weiter darauf hin, wie den Aerzten die Fort- 
bildung dauernd erschwert wird, ferner auf die schlechte Aus- 
bildung in den Kliniken infolge der Ueberfüllung, Und das 
Schlimmste ist, daß die Arbeiterklasse auf der Universität gar 
nicht vertreten ist. 

Mi: Recht glaubt man dem Arzt nicht mehr seine wissen- 
schaftliche und wirtschaftliche Freiheit. Der Einf.uß der Groß- 
industrie ist zu groß geworden. Die Grunde, warum die Aerzte 
eit ihre Patienten schlecht behandeln. Liegen zum Teil in wirt- 
schaftlicher. Ursachen, Eine Ueberfükuntf des Aerztestandes 
anz nehmen, ist falsch. Die Ueberfüllung besteht nur in einem 
kapitalistischen Staat, während in Wirklichkeit das Proletariat 
bei dem schlechten Ernährungszustand auf vernünftigen Ge- 
sundheitsdie: st angewiesen ist und viel mehr ärztliche Rat- 
schläge und Hilfe braucht, als es erhalten kann. Schlimm sind 
die psychologischen Fehler, die die Aerzte machen, wie z. B. 
die Bremer Richtlinien, das Verhalten der Aerztekammer, die 
n wichtigen Situationen sich nicht hören läßt und vor allen 
Dingen niemals auf seiten der Arbeiterklasse steht. Weiter 
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kommt hinzu, daß sie den Satz: „Erstes Gebot ist, nicht zu 
schaden!*' leider nicht mehr als Richtlinie ihres ärztlichen Han- 
delns gelten lassen. Ein weiteres Moment finden wir da nn, daß 
durch die Wiener Schule in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts ein starker therapeutischer Pessimismus unter die 
Aerzte gekommen ist. 

Referent weist sodann auf die Wandlung der anatomischen 
Grundlagen in der funktionellen Beirachlungswe. hin und auf 
ihre Bedeutung für die Wirtschaft Es interessiert der Pa- 
tient als Faktor der Wirtschaft, d. h, die Frage, ob er arbeits- 
fähig ist. Psychologische Fehler werden. auch an der Hand der 
Frage nachgewiesen, wie das Verhalten der Aerzte während 
des Krieges und während der Revolution gewesen ist. Sodann 
kommt der Referent auf jene Art von Schriften standestreuer 
Aerzte zu sprechen wie auf die von Wachtel, der zwar die 
Christian Science verurteilt, aber gleichzeitig Lourdes lobt. 

Aufgabe der Kurpfuscher ist, die Laien aufzuklären, Kritik 
an den Aerzten zu üben und vor allen Dingen den Kampf nicht 
gegen die Schulmedizin zu führen, sondern gegen die Klassen- 
medizin. Den Hauptwert legt der Referent darauf, nachzu- 
weisen, daß der ganze Kampf sich nur bei einer politischen, 
marxistischen Betrachtung erfassen läßt. In einem Sowjetstaat 
kann es keine Kurpfuscher geben; in einem Bürgerstaat wird 
cs sie immer geben. Deshalb soll man keinen Paragraphen- 
kampf gegen die Kurpfuscher führen, sondern man soll die 
Maßnahmen so ergreifen, wie sie für die / Tassen des Volkes 
notwendig sind, z. B. Fürsorge und Behandlung nicht trennen. 
Der Kampf gegen die Kurpfuscher kann nur politisch geführt 
werden. 


Die Kurpfuscherei. 

Von Primarius Dr. Otto Paul Gerber, Wien. 

Was Kurpfuscherei ist, darauf deutet schon die gebräuch- 
liche Redewendung hin: ,,ins Handwerk pfuschen“. Die "er- 
nunft wehrt sich dagegen, daß jemand, der ein Handwerk nicht 
gelernt hat, eine berufsmäßige Tätigkeit zweckentspre- 
chend betreiben kann. Gewiß kann man hier ur.d der als 
Amateur, Dilettant, als „Bastler“ eine, nicht zu weitgehenden 
Anforderungen genügende Fertigkeit erlangen; und wenn es 
auch geschieht, daß sich Schrebergärtner, ohne die Laufbahn 
eines Architekten durchgemacht zu haben, ihr kleines Häus- 
chen bauen, so wird kein Mensch ihnen die Fähigkeit zutra :ar., 
einen modernen Bau aufzuführen, weil dazu kompliziertere Be- 
rechnungen und andere Kenntnisse gehören, welche einen lan- 
gen und schwierigen Studiengang voraussetzen. Der mensch- 
liche Körper ist aber wahrhaftig der Form und der Funktion 
nach ein viel komplizierteres Bauwerk als ein Haus oder eine 
Brücke, wozu noch kommt, daß letztere Menschen werke, also 
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im Entstehen und m dem Zusammenhang ihrer Teile bis ins 
kleinste überblickbar sind, während der menschliche Organis- 
mus von der Natur geschaffen wurde in langsamer, auf Mil- 
lionen ‘ahre zurück gehender Entwicklung, die man kennen 
muß, um Leben zu verstehen» Lnd da stehen wir noch 
vor vielen Geheimnissen. Aber der Ueberheblichkeit und der 
Unvernunft ist alles klar, und so entsteht das merkwürdige 
Schauspiel, daß gerade auf dem schwierigsten und für die Men- 
schen wichtigsten Gebiet, das ist der Heilkunst, der Dilettan- - 
.Ismus seit ältester Zeit sich am meisten ausleb L Schon das 
graue Altertum kannte die „Pharmakopolen und Rhizotomen , 
da s siad die Geheimkräuterhändler und Wurzelschneider, im 
Mittelalter waren es die Bruchschneider, die Lebens elixi er krä- 
mer usw., weiche auf den Jahrmärkten ihren Schwindel feil- 
boten, aber ihren Höhepunkt erreichte die Kurpfuscherei im 
Beginne der Neuzeit, welche den weitesten, sich auf die al- 
bernsten und phantastischsten Vorstellungen berufenden Hum- 
bug gebar, der unendlichen Schaden stiftete. Lind es muß wirk- 
ich "ein großer Schaden gewesen sein, den die Kurpfuscher 
schon damals anrichteten, wenn sich in einer dem Mystizismus 
und Aberglauben so zugänglichen Zeit die im allgemeinen sehr 
rückständigen Regierungen und kommunalen Behörden m den 
Kulturländern, zum Beispiel in Deutschland, entschlossen, sehr 
schwere S irafbestimmungen gegen die „Afterärzte zu erlassen. 
Trotzdem gelang es nie, die Kurpfuscherei ganz auszurotten, 
- s -a s nicht weiter verwunderlich ist, da ja die Strafgesetze auch 
andere Verbrechen und Uebertretungen nich. ganz zum \ er- 
schwinden bringen konnten. Leider aber wurde diese Tatsache 
r Deutschland izn Jahre 1869 zum Anlaß genommen, überhaupt 
auf das Verbot der Laienbehandlung zu verzichten und sich da- 
mit zu begnügen, ihr bloß einige Beschränkungen aufzuerlegen. 
Die Folge ist einerseits, daß die Zahl der Kurpfuscher m der 
deutschen Republik auf ca. 50 000 beziffert ward, anderseits sich 
eine Menge von dunklen Existenzen und Desparados einem Bc- 
:uf r ; wen den, welcher nicht bloß Kenntnisse, sondern auch 
einen hohen Grad von Moralität erfordert. Als Illustration 
diene, daß, um ein Beispiel herauszugreifen, die Straftafel im 
April 1929 in Deutschland 80 abgeurteilte oder schwebende Ge- 
richts verfahren gegen Laienmediziner wegen fahrlässiger Tö- 
.u:ig f Betrug, Sittlichkeitsverbrechen, Diebstahl, Urkundenfäl- 
schung, wegen Gesundheitsschädigung u. a. enthält. Als Grund- 
lage ihrer praktischen Tätigkeit dient den Kurpfuschern die 
Erfah-uug“ und der ihnen von „Natur aus" innewohnende be- 
sondere . Blick"; beides übertragen sie lehrmäßig auf andere 
ungefähr in folgender Weise: Einer annonciert: ,,S i c h c r e e- 
beosexistenz durch kurzen Ausbildungskurs [Hed- 
magnelismus, Nerve nmassagc usw."), ein anderer „Biochemie, 
Augendiagnose, Homöopathie tausche ich sofort gegen betnebs- 
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sicheren Opelwagen . . und ähnliches mehr. Kann bei einer 
solchen Ausbildung der Umfang der medizinischen Kenntnisse 
nicht sehr in die Tiefe gehen, so isl das Schema, nach welchem 
diese , .Erfahrungsheilkünstler" die Menschen zu kurieren vor- 
geben, ein um so mannigfaltigeres. Im großen und ganzen kann 
man da folgende Hauptrichtungen unterscheiden: 

1. Das Naturheilverfahren, welches sich zur Behandlung ent- 
weder pflanzlicher oder diätetischer Mittel bedr: nt. Darüber 
ist zu sagen, daß die Art Krankheiten mit Kräutern und Ab- 
suden, durch Luft, Wasser und Gymnastik zu beeinflussen, 
keinerlei Einwendung erfahren könnte, wenn die Behandlung 
im Einklang mit den Erscheinungen und der Entstekungsursache 
des Leidens steht. Es ist sogar zuzugeben, daß die wissen- 
schaftliche Medizin einigen ernsten und gescheiten 
Laien, wie Prießnitz oder Hessing, ganz gute Behand- 
lungsgrundsätze verdankt, die das Kurpfuscherwesen aCer da- 
durch ins Zweckwidrige und Nutzlose, manchmal auch Schäd- 
liche verkehrt, daß es eben seine Eigenheit ist, a 1 * e s mit 
einer Methode kurieren zu wollen. 

2. Die Biochemiker und Augcndiagnos liker von welchen die 
einen alles Leid und Schmerz aus dem Vorhandensein und Fau- 
len von einigen wenigen Salzen im Körper entstehen lassen und 
durch Darreichung oder Weglassung dieses heilen wollen^ die 
anderen den Leuten einreden, daß sie aus dem kurzen Ekck 
auf die Beschaffenheit des winzigen Regenbogenhäuten ans im 
Auge alle Krankheiten diagnostizieren und danach behandeln 
können. 

3. An dritter Stelle kommen dann die Kurpfuscher, welche 

mit „Kräften“ heilen. Hier muß man unterscheiden solche, 
welche sich bekannter physikalischer Kräfte bedienen '[Licht, 
Radiumemanation, Elektrizität u. ä.j, und solche, welche be- 
haupten, im Besitze geheimnisvoller Fähigkeiten zu sein. on 
ersterer Gruppe gilt das schon, bei den Naturheilern Gesäte, 
daß der Versuch, beziehungsweise das Vorgeben, für die Tau- 
sende von krankhaften Erscheinungen ein und dasselbe :e 
gefunden zu haben, widersinnig ist. Den meisten dieser Men- 
schen ist nicht einmal der gute Glaube zuznbilligec, nur ver- 
stehen sie es, wie Zeileis und Konsorten, durch eine ent- 
sprechend suggestive Aufmachung die paar durch d:e ei e r: - 
Irische oder die Strahlenwirkung wirklich günstig 
beeinflußten Fälle zu einer wirksamen Reklame zu gestalten. 
Im Gegensatz zu dieser energetischen Behandlungsweise ber 
sich die zweite Gruppe von Laienbeh f das angebliche 

Vorhandensein okkulter Kräfte, wie cles tierischen Magne- 
tismus", des „Od" und ähnlicher bisher noch ganz unbewiesenei 
Ausstrahlungen des menschlichen Organismus. 

4. Wird in den bis nun aufgezählten Methoden das sug- 
gestive Moment durch chemische oder wirkliche, beziehungs- 
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weise benauptete pcysiKaiiscne raacnenscnaiten veruevtu., w 
tritt dieses psychische Moment der Suggestion hüllenlos vor uns 
in den sogenannten mystischen Behandlungsarten, 
für welche die „Christian Science“ als Muster dienen kann. 
Die „christliche Heilwissenschaft“ ist nicht gleich mit dem Ge- 
will bloß den inneren Lebenswillen durch das 

_ ... ' Jcr 

HHVHHPHHi _ 1 zu werden und 

Andere im gleichen Fahrwasser laufende Heil- 


sundbeten, sie - ^ ^ 

Bewußtsein stärken daß man im Hinblick auf ein gottgefälliges 
Leben gleichsam den Anspruch gewinnt, gesund 

es zu bleiben. — „ 

Anschauungen nähern sich dem Gedankenkreise des Buddhis- 
mus mit Geboten der Enthaltsamkeit, Resignation usw. 

Wer in dieser Aufzählung die Homöopathie vermißt, dem 
muß gesagt werden, daß diese Methode, welche mit einem 
Schema von auch in der wissenschaftlichen Medizin gebräuch- 
lichen .Mitteln, aber in eigentümlicher Weise mit meist ver- 
schwindend kleinen Dosen arbeitet, wohl einen von der Schul- 
medizin als unrichtig erkannten Weg einschlägt, aber sich im 
allgemeinen in wissenschaftlichen Bahnen bewegt, übrigens 
meist von graduierten Aerzten, die eben dieser Richtung hul- 
digen, ausgeübt wird. 

Wenn man nun die Frage stellt, wieso es doch komme, daß 
c q Kurpfuscher stellenweise einen so grouen Zulauf naben, so 
liegen die Ursachen klar auf der Hand. Zum Teile sind es 
Menschen, welche an unheilbaren Leiden erkrankt sind und in 
ihrer Verzweiflung die Hilfe bei dem ihnen von anderen als 
Hei'künstler be zeichneten Laien suchen, um dann natürlich 
leider früher oder später zu erkennen, daß der anfängliche sug- 
gestive Erfolg verschwindet. Teils sind es mehr seelisch als 
körperlich Kranke, wie bestimmte Neurastheniker, Neurotiker 
usw welche erfahrungsgemäß oft nicht mehr brauchen als eine 
Persönlichkei i, welche für ihre spezielle psychi- 
sche Organisation geeignet ist, ob es jetzt ein Arzt oder Laie 
is:. Stellen nun diese beiden Gruppen von Patienten allerdings 
das iaupikontingent der Klientel der Kurpfuscher dar, so wäre 
es eine schlechte Taktik, zu verschweigen, daß manchmal auch 
<f*e ”-?xis der modernen Medizin ihren Anteil daran hat, daß 
ich dieser oder jener von ihr abwendet. Es ist wahr, nur zu 
- ~ 2 .hr : daß in den letzten Jahrzehnten ob der großartigen Ent- 
deckungen und Fortschritte, weiche die Medizin gemacht hat 
und die sie mit überlegenem Blick auf die lächerliche Konkur- 
renz der Kurpfuscherei mit Recht herabschauen laßt, die wis- 
senschaftliche Lehre vergessen hat, die Studierenden und an- 
gehenden Aerzte immer wieder daran zu gemahnen, daß man 
nicht die Krankheiten, sondern die Träger der Krankheiten mit 
all ihren Charaktereigenschaften und seelischen Eigentümlich- 
keiten zu behandeln hat. Das merken nun oft die Kranken, die 
weniger eile Diagnose als das Gesundwerden interessiert^ und 
solche Menschen fallen dann der Routine des geschäftstüchti- 
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geren Kurpfuschers zum Opfer. Der eigentliche Beden, auf dem 
die Verlockung emporwächst, die Wissenschaft zu verachten, 
ist aber doch die Unbildung und Frömmelei. Es ist kein Zufall, 
daß die Agitation für Z e i 1 e i s vornehmlich bestritten wird von 
engstirnigen Aristokraten und mit diesen seit eh und je in 
geistiger Gemeinschaft verbundenen klerikalen Kreisen. Da 
gibt es nur ein Gegenmittel, das ist intensive und beharrliche 
Aufklärung, zu welcher nicht nur berufen, - andern im Namen 
der leidenden Menschheit und im Namen der Kultur besonders 
alle diejenigen verpflichtet sind, welche berufsmäßig in der Sa- 
nitäispilege wirken. 

Diskussionsbemerkungen. 

Von Dr. Barbara Lantos. 

Es wurde in der Diskussion erwähnt, daß der Zulauf zu den 
Kurpfuschern neben den sozialen Bedingungen in dem Wunder- 
glauben der Menschen seine Begründung findet. Dieser Wun- 
derglaube sei etwas Psychologisches, von der sozialen Struktur 
der Gesellschaft unabhängig Gegebenes, der also auch in der 
klassenlosen Gesellschaft die Menschen zum Kurpfuscher, zum 
Wunderdoktor, zu den Zeileis verschiedenen Grades trei 
ben wird- 

Dieser Gedanke hat unbedingt etwas Richtiges, und man ist 
versucht, zu fragen, welche Bedeutung die klassenmäßig be- 
dingten Zusammenhänge neben diesen psychologischen Trieb- 
kräften haben. Als marxistisch denkender Psychologe muß 
man aber auch fragen, ob diese zwei Quellen derselben Er- 
scheinung (die sozial-ökonomischen und die psychologischen, 
wirklich nur nebeneinander laufen, ohne einander gegenseitig 
zu beeinflussen. 

Was ist also dieses psychologische Etwas, der Wunder- 
glaube, wie sind die Bedingungen seines Xirksamwerdens? £-s 
ist unschwer zu beobachten, daß sein Bereich dort einsetz; wo 
die Aussicht auf reale Befriedigung aufhört. Wenn die Men- 
schen ihre Wünsche, Sehnsucht, Erwartungen ln der Realität, 
mit naturwissenschaftlichen Mitteln — auf natürliche " eise, 
einfacher gesagt — befriedigen können, denken sie wenig an 
Wunder. Auf das große Los hoffen vor allem diejenigen, die 
nicht wissen, woher sie das Notwendige nehmen solle*:. Auf 
Märchenprinz oder Prinzessin warten jene, die zu wenig Erfül- 
lung von einem leibhaftigen Liebespartner bekommen -aber. 
Der Wunderglaube steht in umgekehrtem Verhältnis zur realen 
Befriedigungsmöglichkeit. 

Die Medizin ist noch weit davon entfernt, die Krankheiten 
mit ihren naturwissenschaftlichen Mitteln befriedigend hei- 
len oder auch nur erklären zu können. Sie schafft also aus 
ihrer eigenen Unzulänglichkeit heraus die Voraussetzung zum 
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Wunderglauben. Man kann aber mit viel Wahrscheinlichkeit 
vermuten, daß mit der Entwicklung der Heilmöglichkeiten der 
naturwissenschaftlich arbeitenden Medizin der Glaube an den 
Wunderheiligen sehr stark abnehmen wird. Somit wäre also 
diese psychologische Wunderbereitschaft der Menschen in 
punkto Krankheiten abhängig und beeinflußbar vom Entwick- 
iungs- und Wirkungsgrad der medizinischen Wissenschaft. 

Der Wirkungsgrad der Medizin ist aber nicht nur von ihrer 
wissenschaftlichen Reire abhängig. Wir wissen alle, wie oft 
der Arzt in der Situation ist, genau zu wissen, was zu tun 
wäre, und den Patienten doch nicht beraten kann, da die 
Durchführung der notwendigen Maßnahmen aus ökonomischen 
Gründen unmöglich ist. Gewiß gibt es Krankheiten, der 
Zahl der Krankheiten nach vielleicht in der Mehrzahl ■— w« 
selbst bei unbeschränkten Mitteln wenig oder gar nichts zu 
machen ist, doch der Zahl der Kranken nach ist das siener 
anders. Tuberkulose, Herzkrankheiten, die verschiedenen Er- 
nährungs- und Erkältungskrankheiten, das große Kapitel der 
Berufskrankheiten wären nach dem Stande der Wissenschaft 
durchaus zu behandeln, durch Prophylaxe vielfach zu ver- 
hüten. Doch stehen dem die ökonomiscnen Begrenztheiten, die 
mit der Klassenstruktur der Gesellschaft Zusammenhängen, als 
absolute oder relative Hinderungen im Wege. 

Wenn aber die ökonomische Struktur der Gesellschaft wis- 
senschaftlich gegebene Heilungsmöglichkeiten verringert, so ist 
das Maß und die Bedeutung des Wunderglaubens nicht mehr 
unabhängig von der ökonomischen bzw. Klassenstruktur der 
Gesellschaft. Wenn der Tuberkulosekranke im Sanatorium 
oder in sonst entsprechenden Verhältnissen seine Gesundung 
verfolgen könnte, würde er nicht zum Kurpfuscher gehen, der 
ihn durch Hancaufiegen heilen soll. Man darf nicht vergessen, 
daß nicht nur die unheilbar Kranken zum Wunderdoktor gehen, 
sondern auch diejenigen, die wissen oder fühlen, dm* die Kunst 
des Arztes zwar vieles vermag, aber nur für die Reichen. 
Reale Befriedigung kann ihm auch der Arzt nicht geben, der 
Kurpfuscher gibt ihm wenigstens phantastische Hoffnungen. Vto 
c:e Realität nichts verspricht, lohnt es sich, auf das :rreale zu 
regredicren. Es ist doch so, daß die heutige Gesellschaft den 
grcßenMassen auf jedem Gebiete sehr wenig an realen Wunsc 
erfüllungen bietet und so ganz allgemein die Disposition zum 
Glauben an Uebematürliches schafft. Unter diesem Gesichts- 
punk: ist z. B. die Macht der Religion zu verstehen, ln dieser, 
von den sozialen Verhältnissen geschaffenen allgemeinen Dis- 
position zu allerlei Aberglauben ist der Hang zum Kurpfuscher- 
tum nur ein Teilgebiet, das nicht aus dem Zusammenhang ge 
rissen bekämpfbar ist. 

Die sozialistische Gesellschaft, die ihren Mitgliedern alle 
Chancen realer Befriedigung*-, in unserem Falle Heilungsmög- 


170 


Arzt und Kurpfuscher 


iichkeiten "bietet, wird dem Glauben an das Kurpfuschertum weit 
mehr den Boden entziehen, als alle naturwissenschaftliche Auf- 
klärung. Muß doch der Aufklärer, wenn er ehrlich ist, seihst 
zugeben, daß auch die Wissenschaft den Reichen ganz anders 
beschenkt, als den Armen. Nichtsdestoweniger gilt es für uns 
Sozialisten, aufzuklären. Erstens darüber, was die Wissen- 
schaft an sich bieten kann, dann aber auch über die Wege, 
wie man ihre Gaben allen zugänglich mach; und dadurch die 
seelisch-ökonomische Notwendigkeit des Ab 3T- und Wunder- 
glaubens beseitigt. 


Zur Kriminellenfürsorge. *) 

Von b. Go!d:chmidt. 

Von einer Gesellschaft, die den sozialen Fragen der im Ge- 
leis des sog. anständigen Lebens stehenden Arbeiter tmd Ar- 
beitslosen allzu wenig Verständnis entgegenbringt, kann man 
nicht erwarten, daß sie die Bahn der Entgleisten gründlich zu 
verfolgen und zu korrigieren fähig und entschlossen wäre. Ka- 
pitalistischer Geist kann und wird niemals, auch nicht bei 
gutem Willen, der letzten Wurzel allen .'erbrech ertums nach- 
spüren, wird ins Kriminelle entgleiste Menschen immer mehr 
als Last und Ballast empfinden, vor dem man sich befreien oder 
schützen muß, deren Rettung aber nicht nur ihnen selber, son- 
dern der gesamten Gesellschaft zugute kommt. 

Langsam nur und unter großen Schwierig’: eit er., aber der- 
noch schon erfreulich sichtbar, setzen sich modernere Grund- 
sätze auch in der Beurteilung alles Kriminologischen und in der 
Aufbauarbeit am Gefangenenwesen durch. Solches vörwäris- 
dringen scheint mir auch der Zehnte Internationale 
Kriminalistenkongreß bewiesen zu haben, der zu Erde 
August in Prag tagte. Ich möchte sagen, da.: selbst die 
Spitzen der bürgerlichen Wissenschaft heute dennoch schon mit 
einem Tropfen sozialen Oels gesalbt sind. Theoretiker und 
Praktiker dieser Tagung ließen doch immerhin erkernsr. r’s.ß 
sie Verbrechen und Verbrecher immer mehr nach soziologischen 
Gesichtspunkten beurteilt wünschen, daß alle Reformen in dem 
Bestreben nach der Beseitigung der Ursachen der Krimina- 
lität wurzeln müßten, daß für entsprechende Entlohnung der 
Sträflingsarbeit, für moderne Schulung des Strafvolizugsperso- 
nals gesorgt werden und daß die Freilassung das Ziel des 
Strafvollzuges sein müsse; wichtig und wertvoll ist, daß der 
Kongreß auch an der bedeutsamen Frage der Zuziehung von 

*) Wir entnehmen diesen bemerkenswerten Aufsatz dem im Septr— .b«r 
d. J. erschienenen Heft der „A rb e i t e r f ii r s o r £ e“, dem Mitteilungsblatt 
des Reichsverbandes in der CSR., und verweisen au: die im VSAe. früher 
stattgefundene Diskussion über den Strafvollzug, seine physischen und psy- 
chischen Wirkungen. (Siehe „Soz. Arzt“ II. Jahrg., Nr. 2.} 
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Laien bei der Beaufsichtigung der Strafanstalten nicht ganz vor- 
überging und insonderheit die Zuziehung von Aerzten, Pädago- 
gen und sozialen Fürsorgern bei der Zusammensetzung eigener 
Kindertribunale empfahl. Hier sei auch vermerkt, daß der 
Justizminister, Gen. Dr. Meißner, in seiner Ansprache an den 
Kongreß die Schaffung eines Zentrairates für den Strafvollzug 
und eines Aufsichtsrates mit Laienbeteiligung bei jeder tsche- 
choslowakischen Strafanstalt in Aussicht stellte. 

^eider sind aber damit die Konkreta, die der Kongreß zutage 
förderte, auch schon so ziemlich erschöpft — ein nicht sehr 
üppiges Ergebnis, wenn man an die vielen anderen Probleme 
des Strafvollzugs denkt, die zum Teil gar nicht gestreift wur- 
den, wenn man weiter berücksichtigt, wie spärlich und eng die 
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kale Reformbediirf'igkeit etwa des tschechoslowakischen Straf- 
vollzugs inEetracht zieht. Der Kongreß fand sich zu keinem Ent- 
schluß für die gänzliche Abschaffung der Prügelstrafe 
und der körperlichen Strafen überhaupt bereit, mit keinem 
'Torte wurde in den Verhandlungen« die eine ganze Woche in 
Anspruch nahmen, der Eros im Zuchthaus auch nur er- 
wähnt, von der Erkenntnis der Bedeutung einer durchgän- 
gigen Kriminellen-Fürsorge durch eigene Fürsor- 
ger, die bei der T erhaftung beginnen und sich über die Unter- 
suchung, Strafe und Entlassung bis zur völligen Wiedereinglie- 
derung ins Leben erstrecken müßte, scheint man noch hiramel- 
wei . entfernt zu sein, die Sträflingserziehung unter Bewegungs- 
freibeit, wie sie die Schweiz bereits kennt, bleibt ein errati- 
scher Block auf dem europäischen Boden überlieferter Zucht- 
hausmethoden, ja selbst die Freiheiten des nordischen Sträf- 
lings, die beispielsweise durch die Erlaubnis der Zcitungs- 
'ektürc und des Rauchens zu kennzeichnen sind, fanden in dem 
Kongreß keinen Vorkämpfer. Kein Wort über die politi- 
sehen Gefangenen, kein Wort auch über die Frage der 
Trennung derKirchevomStrafvoll zu g füj die 
Tschechoslowakei von besonderer Bedeutung! Und so wie es 
d°n Gesamtgeist des Kongresses zu enarakterisieren scheint, 
daß er in der Verabscheuung der Todesstrafe zu keinem 
Entschluß, nicht einmal zu einer klaren Stellungnahme ge- 
langte, so spiegelt es insbesondere den tschechoslowakischen 
Widerstand gegen eine bedeutsame Reform des btrafvolizugs 
' her, daß der Außenminister B e n e s c h sich vor dem Plenum 
als Anhänger der Todesstrafe deklarierte! 

Das Prager Justizministerium hat übrigens zur Zeit ces Kon- 
gresses eine Broschüre über „Das Gefängniswesen in der 
Tschechoslowakischen Republik" herausgegeben und laßt dann 

4 er neue Justizminister ist erst zu kurze Zeit am werke — 

so sehr jede Absicht und jeden Plan einer Reform des Straf' 




172 


Zu r Kriminellcnfürsorge 





Vollzugs vermissen, daß man sich wundern muß, wie wenig der 
tschechoslowakischen Justizverwaltung bisher daran gelegen zu 
sein scheint, wenigstens von seiner künftigen Qualität das In- 
land wie das Ausland zu überzeugen — denn mit der Gegen- 
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wart läßt sich wahrhaftig nicht paradieren. 

Erstaunt und beschämt liest man in dieser Broschüre, die 
sich in der Hauptsache auf Ziffern beschränkt, daß in der Ko- 
mensky-Anstalt in Kaschau, die zur „Bessei lgserziehung 
von „Knaben" im Alter von zehn bis einundzwanzig (!) Jahren 
bestimmt ist, die körperliche Züchtigun g gestattet ist, 
und zwar „mittels Rute unter amtlicher Aufsicht in demselben 
Ausmaße wie bei einer Züchtigung in der Familie". Die ‘Vor- 
stellung, daß jugendliche Sträflinge von irgendeinem Profoßen 
mit der Ruie gepeitscht werden, ist schlechthin unerträglich, 
und angesichts solcher (wohlgcmerkt zugegebener^ iatsachen) 
werden alle Kongreßreden wahrhaftig zur rarce. Nebenbei ge - 
sagt, ist der tschechoslowakische Strafvollzug auch sonst rieht 
frei von mittelalterlichen Methoden; beispielsweise kommt in 
den Strafanstalten hierzulande immer noch die Fesselung 
zur Anwendung. Wer einmal in dunkler, vergitterter, ver- 
schlossener und bewachter Zelle einem Sträfling gegenüber- 
gestanden ist, der zu alldem noch Fesseln an der Beinen trug, 
der wird zeitlebens den Eindruck eines entmenschlichenden 
Strafvollzugs nicht los. 

Nach dem Verlauf des Kongresses, nach dem Auftreten 
seiner tschechoslowakischen Sprecher, nach der öden Trost- 
losigkeit des gedruckten Berichtes über das tschechoslowakische 
Gefängniswesen darf man sich, so scheint es uns, groüen Hofi- 
nungen über einen nennenswerten Wandel in der nächsten Zeit 
nicht hingebem Aber es besteht keine Aussicht, daß man bei- 
spielsweise an den Löhnen der Sträflinge, die auf niederster 
Stufe stehen, etwas ändern wird, so daß also die Strafentlas- 
senen auch weiterhin mit einem Bettel in das bürgerliche Leben 
zurückgeschickt werden, einem Bettel, der es auch bleibt, wexm 
er um einen Unterstützungsbetrag von 30 Kronen vermehrt 
wird. Es besteht weiter wenig Aussicht, caß man in absehbarer 
Zeit zu baulichen Voraussetzungen eines modernerer. Strafvoll- 
zugs gelangen wird, und auch eine gründliche Aenderung der 
Erziehungsmethoden, eine Verbesserung der geistigen Sträf- 
lingskost — von der leiblichen Kost wollen wir gar nicht er^t 
sprechen — brauchen diejenigen nicht zu fürchten, die da 
meinen, Verbrecher und Verbrechen würden am besten d' rch 
möglichst harte Strafen und durch Abschreckung aus der Weit 
geschafft. Wir sind noch weit von eigenen Gcfungenen-Kran- 
kenhäusern entfernt, dagegen haben wir immer noch in allen 
Strafanstalten der Tschechoslowakei eine ragende Kirche, 
einen katholischen Seelsorger und regelmäßige Gottesdienste, 
die die Mehrzahl der Häftlinge deswegen aufsucht, weil ihnen 
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eben anderwärts keine oder zu wenig Erbauung geboten wird. 
Es scheint, daß eine ganze Welt zwischen dem Gefängniswesen 
bei uns und jenen Methoden von W i t z w i 1 1 (Schweiz) liegt, 
über die Direktor Kellerhaus, der Leiter dieser Anstalt, im An- 
schluß an den Kongreß in einem Vortrag berichtete, an dem 
allerdings nur ganz wenige Kongreßmitglieder ieiinahmen. In 
Witzwill ist man von der Einschließung und Bewachung der 
Sträflinge, von dem gesundheitsvernichtenden Zellensystem ab- 
gekemmen; 400 Sträflinge arbeiten dort in frischer Luft auf 
eirer Bauemsiedlung, die tausend Hektar Boden umfaßt, sie 
leisten produktive Arbeit, die tatsächlich auch noch einen be- 
deutenden Reinertrag abwirft, ihre geistige und leibliche Kost 
läßt nichts zu wünschen übrig und in jeder Weise ist daiür ge- 
sorgL, daß diese Entgleisten, für deren Wiedereingliederung in 
die Gesellschaft in jeder Weise vorbildlich vorgesorgt ist, sich 
nicht als Ausgestoßene und Aufgegebene betrachten müssen. 

Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß durch 
solche svstematische Erziehungsarbeit der Kriminalität mehr 
entgegengearbeitet und der Menschheit mehr genützt wird, als 
durch funkelnde Kongreßreden und Resolutionen. 


Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
in der tschechoslowakischen Republik 

Von. Dozent Dr. Hugo Hecht, Prag.*) 

Die Grundlagen der Bekämpfung der Geschlechtskrankhei- 
ten '5 leien das Gesetz vom 11. Juni 1922 und die Regierungs- 
verordnung vom 9. Oktober 1923. Wenn der Versuch gemac.it 
wird, nach kaum achtjähriger Gültigkeit eine Wertung der durch 
das Gesetz geschaffenen Lage vorzunehmen, dann geschieht 
dies unter folgenden Voraussetzungen: 

L Eie Auswirkung eines Volks gesundheitlichen^ Gesetzes be- 
darf mindestens eines Menschenalters, um ein halbwegs ricüti- 


ges Urteil zu erhalten. . 

2. Die Geschlechtskrankheiten sind wie alle Infektionskranii- 

heiten natürlichen Schwankungen unterworfen. Man muß diese 
natürlichen Schwankungen in Betracht ziehen, wenn man die 
Wirkung eines Gesetzes in einem bestimmten Zeiträume^ er 
fassen will. Dazu kommt, daß das Gesetz kurz nach dem Kriege 
erlassen wurde, zu einer Zeit, wo die Hochflut der Erkrankun- 
gen gerade im Absinken begriffen war. 1 

3. Alle Maßnahmen zur Bekämpfung der Geschlecitskrank- 
her - sind abhängig von der Mentalität der breiten Massen. 
3ei der. Geschlechtskrankheiten ist das Vorurteil der geheimen 


i 


•) Wir veröffentlichen hier den Vortrag, den Gen. H e c h t anläßlich der 
zweiten Tagung der Deutschen Arbeitsgemeinschaft für \ olksgesundheit in 
der tschechoslowakischen Republik gehalten hat. 
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Krankheiten noch immer nicht vollkommen aus der Welt ge- 
schafft, infolgedessen stoßen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten auf große Hindernisse, weil die Grund- 
lage einer rationellen Bekämpfung die Erfassung aller Kranken 
darstellt- Bei den Geschlechtskrankheiten aber ist fast jeder 
bemüht, seine Krankheit zu verbergen. 

4, Die Geschlechtskrankheiten sind sehr verbreitet und die 
Durchführung des Gesetzes erfordert Summen, von deren Größe 
sich die meisten seinerzeitigen Gesetzgeber keine richtige Vor- 
stellung machten. Da in unserem Staate zu diesem Zwecke 
nicht genügend Geldmittel bereitgestellt v/erden können, da vor 
allem zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten ein eigener 
fachmännisch geschulter Apparat nötig wäre, der aber wegen 
besagten Geldmangels nicht angestellt werden konnte, sind 
die meisten vom Gesetze vorgeschriebenen 
Maßnahmen bloß auf dem Papier. 

Zus arnmenf assend kann betreffs Durchführung des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten ohne Ucbenrei- 
bung gesagt werden, daß bis auf wenige Ausnahmen die dazu 
verpflichteten Aemter ihre Aufgabe nicht er.üilen, ja geradezu 
gröblich außer acht lassen. Wenn also von den Auswirkungen 
des Gesetzes im Nachstehenden gesprochen wird, darr, muß 
man sich stets vor Augen halten, daß seine Durchführung 
äußerst viel, ja beinahe alles zu wünschen übrig läßt 

Um zunächst die guten Seiten des Gesetzes anzuführen : Es 
wird Behandlungspflicht, Behandlung Unbemittelter, obligato- 
rische ärztliche Untersuchung, Wahrung des ärzt.icher und ^ des 
Amtsgeheimnisses, Verbot der Behandlung auf scnri_ilicnem 
Wege, Verbot aufdringlichen Anbietens der Behandlung .Inss- 
rierens) und Belehrung der Jugend über die Gefahren der Ge- 
schlechtskrankheiten an geordnet. 

Es ist fraglos, daß das alles die Erfüllung jahrzehntelanger 
hygienischer Bestrebungen darstellt. Man darf nicht vergessen, 
daß der Zwang der Behandlung sich vor allem auf die der .All- 
gemeinheit gefährlichen ansteckungsfähigen und meist leicht- 
sinnigen, daher ansteckenden Elemente bezieht Die obligato- 
rische Behandlung in Anstalten im Falle „daß eine gesdiiechts- 
krankc Person durch ihre Lebensweise oder durch ichieinhal- 
tung der ärztlichen Anordnungen die Kra nkh eit auf Personen, 
mit denen sie verkehrt, übertragen kann", ist eine ausgezeich- 
nete Handhabe zur humanen Regelung der Prostitutionsi'c ge. 
über die hier ncch ausführlicher gesprochen wird. 

Bei dieser Gelegenheit muß aber auf eine Lücke Im Gesetze 
hingewiesen werden. Die Pflicht zur Behandlung, die der Staat 
dem .Kranken auf erlegt, wäre am besten verknüpft mit der er- 
pflichtung des Staates, die Kosten für die Behandlung, dis er 
dem Kranken eventuell zwangsweise auferlegt, zu bezahlen. A 
Finanzielle Gründe haben mitgewirkt, um diese Ergänzung des 
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Gesetzes über die Behandlungspflicbt zu unterlassen. Schon 
bei den Beratungen der Gesetzvorlage wurde auf diesen Man- 
gel hingewiesen und die Abschaffung dringendst angeraten. Die 
Erfahrungen der verflossenen 8 Jahre haben gezeigt, wie be- 
rechtigt die Befürchtungen derjenigen waren, die eine klare 
Entscheidung verlangten. Nichts macht dem gewissenhaften 
Arzte bei der Durchführung des Gesetzes so große Schwierig- 
keiten. als gerade die Versorgung Unbemittelter mit Medika- 
menten, eventuell Ersatz der durch die Behandlung verlorenen 
Arbeitszeit und dergl. Es ist klar, daß dieser Umstand eine 
Hauptgrundlage wirksamer Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten darstellt. Wären die Geschlechtskrankheiten mit Ar- 
beitsunfähigkeit verbunden, dann wäre es leichter, in dieser 
Beziehung durchzugreifen. Da aber die meisten Geschlechts- 
kranken sonst vollkommen arbeitsfähig sind und der Weg zum 
Fachärzte für die meisten einen Verlust an Arbeitszeit bedingt, 
ist es schwer, Unbemittelte im Intexsese der Allgemeinheit zu 
zwingen, ihren eigenen Vorteil außer acht zu lassen. Es ist, 
■-'. as ausdrücklich betont werden muß, hier von Unbemittelten 
Ein Großteil der Unbemittelten hat bei den Kran- 
kanversicherungsanstalten die Möglichkeit, sich behandeln zu 
lassen, eine verhältnismäßig große Zahl aber ist arbeitslos oder 
in einem Arbeitsverhältnis, das ihnen keine Möglichkeit der 
Krankenversicherung gibt, und für diese bedeutet die Durch- 
führung der oft kostspieligen Behandlung eine beträchtliche Er- 
schwerung ihrer Existenz. Das schwedische Gesetz hat diese 
Fr uge s_ gelöst, daß die Kosten vom Staate getragen werden. 

An demselben Mangel leidet der § 7, der die Pflichten des 
behandelnden Arztes enthält. Wollte der Arzt in jedem ein" 
zelnen Falle alles das erfüllen, so würde ein beträchtlicher Teil 
seiner schlecht bezahlten Arbeitszeit mit unbezahlter Schreib- 
-~be : ausgefüll: sein. Es ist ungeheuer leicht, von Aerzten 
pflichtgemäße unentgeltliche Arbeit zu verlan- 
gen. aber kaum 1 % der Aerzte kann die durch das Gesetz 
Euierlegien Gratispflichten erfüllen. Hiei ist Sparsamkeit am 
„^richtiger Orte. Es handelt sich hierbei um verhältnismäßig 
geringe Summen; es ist erstaunlich, daß der Staat wegen solcher 
Laualien die Durchführung eines so wichtigen sanitären Gesetzes 
erschwert. Durchschnittlich gibt es jährlich in unserer Re- 
publik 45 000 Fälle frischer Infektionen. Davon gibt nur ein 
7ei' dem Arzte Veranlassung nach § 7 des Gesetzes Vorzü- 
ge reu. Wenr man also dem Arzte für jede Meldung 20 Kronen 
geben würde und wir, wenn hoch genommen. 10 % der Neu- 
infizierteii als solche Fälle annehmen, über die der Arzt der 
Behörde eine Mitteilung zu machen hätte, so wäre das em jahr- 
icher Betrag von kaum 100 000 Kronen. An so lacherucn 
enarf TITIRftt'ft Staatsverwaltung zum Schaden 
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Wir haben zwar ein Verbot aufdringlichen In- 
serieren s. Ein 31ick in die Tageszeitungen aber überzeugt 
jeden, daß auch hier die vom Staate mit der Währung des Ge- 
setzes betrauten Organe ihre Pflichten nicht erfüllen. Als Bei- 
spiel sei an die Anpreisung von Kräuterkuren zur Behandlung 
von Geschlechtskrankheiten erinnert. Im Sommer 1929 er- 
schienen die ersten Inserate. Unsere Gesellschaft machte so- 
fort allen in Betracht kommenden Instanzen (Magistrat, Mi- 
nisterium und einzelne Bczirksbehörden) die Anzeige und ver- 
langte die Abschaffung dieses Unfuges mit Berufung auf das 
Gesetz. Trotz wiederholter Urgenzen ist eine Erledigung nicht 
erfolgt und in den Zeitungen erscheinen nach wie zuvor die 
Anzeigen dieses nicht nur gesundheitsschädlichen, — weil die 
Geschlechtskrankheiten nicht heilenden — sondern auch kost- 
spieligen Schwindelpräparates. 

Aehnlich steht es auch mit der Belehrung über G e - 
rchlechtskrankheiten. Es wäre ein eigener Aufsatz 
nötig, v.m über diesen Gegenstand Klarheit zu gewinnen. Lehrer 
oder Geistliche aller Konfessionen sind oft anderer Anschauung 
als Aerzte. Um nun im Reichsmaßstabe eine derartige unbe- 
dingt notwendige Belehrung der Jugend durchzuführen, wäre 
vor allem ein gründlicher Unterricht der Lehrpersonen nötig 
eventuell Anstellung eigener pädagogisch ausgebildeter Lehrer. 
All das hätte Sexualpädagogik als Lehrgegenstand an der Hoch- 
schule und an den Lehrerbildungsanstalten zur Voraussetzung. 
Aber es gibt bis auf einige schüchterne, aber durchaus private 
Versuche nichts ähnliches bei uns. 

Gesetz und Prostitution. 

Mit zu den guten Seiten unseres Gesetzes gehört die A - 1 - 
hebung der Reglementierung und Bordelle. 
Wenn man bedenkt, daß ein Jahrhundert altes Vorurteil unter 
dem Mäntelchen der Reglementierung im Volke den Glauben 
erweckt hat, als ob eine polizeiliche Kontrolle die Gest:- che:: 
der Prostituierten verbürgen könne, kanr. man den Entschluß 
mit diesen veralteten Reglementierungsmaßnahmen aufzuräu- 
men, nicht genug loben. Es gibt auch heute noch Aerzte, und 
selbstverständlich Polizei, die das alte Verfahren nicht genug 
loben können. Diesen kann nur immer wieder als Hauptargu- 
ment, abgesehen von allen Fragen der Menschlichkeit, eni- 
gegengehalten werden: Selbst dort, wo die Reglementierung mit 
allen Mitteln polizeilicher Strenge durchgeführt wurde, geLng 
es, höchstens 5 % der Prostitution zu er assen. Die strenge 
und auch grausame Durchführung der Reglementierung bei 
diesem kleinen Prozentsatz der Prostituierten wäre selbstver- 
ständlich im Verhältnis zur Gesamtheit vollkommen wertlos. 
Sic erweckte aber, und darauf kann nicht oft genug hingewiesen 
werden, ein vollkommen unbegründetes Vertrauen im Volke 
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und wirkte auf diese Weise den Maßnahmen persönlicher Pro- 
phylaxe entgegen. Was würde man dazu sagen, wenn ein Hy- 
gieniker empfehlen würde, eine ansteckende Krankheit dadurch 
zu bekämpfen, daß man bloß 5 % der Frauen untersucht und 
gegebenenfalls isoliert, alle Männer aber und 95 % Frauen voll- 
kommen außer acht laßt? So verfährt die Reglementierung mit 
der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten! 

Die Bordelle wurden aufgehoben, weil sie die Grundlage des 
Mädchenhandels und die allezeit zugängliche und verhältnis- 
mäßig billige Infektionsquelle für die Jugend darstellen. Die 
Tatsachen haben auch dem Gesetze Recht gegeben: Während 
vor und im Kriege zwei Drittel der geschlechtskranken Männer 
sich bei Prostituierten, insbesondere in Bordellen infizierten, ist 
um das Jahr 1925 herum die Prostitution bloß mit einem Drittel 
an den Neuinfektionen beteiligt. 

Doch hat es den Anschein, als oh viele Männer ohne Bor- 
delle nicht existieren können. In kurzer Zeit kamen Ersatz- 
einrichtungen in Form von Bars und Massagesalons in 
Schwung. Trotz aller Proteste vermehren sich diese modernen 
Bordelle, wie ein Blick in die Inseratenteile der bürgerlichen 
Zeitungen lehrt, geradezu ungeheuerlich. Es scheint also, als 
oh sie einer Lebensnotwendigkeit entsprängen. Doch wäre es 
eine Täuschung zu glauben, daß die Nachfrage von den Männern 
aus geh . Die Bars sind ein Produkt der Expansion des Alko- 
holkapitals. Denn man darf nicht vergessen: Arbeiter, Bauern 
und Handwerker kommen als Kundschaft nicht in Betracht. Es 
sind also höchstens 10 % aller Männer, aus denen sich die Bars 
ihr Kundschaft holen. Man darf nicht von einem Volksbedürf- 
":i höchstens von dem Bedürfnis einer kleinen Gruppe von 
Männern sprechen. Diese verhältnismäßig kleine Gruppe 
scheint tatsächlich chne Bordelle nicht existieren zu können, 
. ob ei interessant ist, daß die Frauen nicht der Klasse der Be- 
sucher entstammen, sondern einer niedrigeren Klasse. Zu dieser 
"oeben erwähnten kleinen Gruppe von Männern scheinen auch 
die mit der Durchführung des Gesetzes betrauten Amtsorgane 
zu gehören. Sonst wäre es nicht zu erklären, warum trotz aller 

Berufung auf das Gesetz erfolgten Anzeigen keinerlei Maß- 
nahmen zur Abschaffung dieser offensichtlich faordelIähnli?hen 
Einrichtungen getroffen werden. Es gibt in Prag ungefähr 300 
Bars und Weinstuben und derzeit schon über 100 Massage- 
salons. in denen ausschließlich Prostitution getrieben wird, wie 
man aus Inseraten und einigen guten Reportagen unserer Sen- 
sal: orsbläL er entnehmen kann („Expreß” 16. bis 24. Juni 1930.) 

Uneigennützig und auf das Volkswohl bedacht führen eigent- 
lich nur private Organisationen den Kampf gegen die Ge- 
schlechtskrankheiten. Das sind vor allem die deutsche und die 
tschechische Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten, teilweise auch das Rote Kreuz, In einzelnen 
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großen Städten, wie z. B. in Prag, wurde ein Anlauf genommen, 
um — gestützt auf das Gesetz und im Rahmen des Gesetzes — 
diesem Volksübel beizukommen. Und es scheint auch tatsäch- 
lich gelungen zu sein. TrotzderNichtdurchführung 
des Gesetzes ist die Zahl der Geschlechts- 
kranken seit Einführung des Gesetzes bei uns 
in ständigem Abnahmen begriffen. D' mit soll 
nicht gesagt werden, daß es das Verdienst unseres Ozs^iz^s 
ist, von dem soeben nachgewiesen wurde, daß es gerade von 
den Behörden fast gar nicht durchgeführt wird. Es muß hier 
objektiv festgesteilt werden, daß nach dem Kriege in allen Län- 
dern Europas mit ganz geringen lokalen Ausnahmen die Zahl 
der Geschlechtskrankheiten sinkt, also auch bei uns. Um wie- 
viel mehr könnte die Zahl der Infektionen herabgesetzt werden, 
wenn zu diesem natürlichen Sinken noch eine Verminderung 
infolge energischer Durchführung des Gesetzes käme. Es kann 
an dieser Stelle nicht entschieden genug betont w'erder, daß 
alle Zeitungsnachrichten Über Vermehrung der Geschlechts- 
krankheiten seit Aufhebung der Bordelle und Reglementierung 
durchsichtige Lügen sind. Lügen im Interesse des Prostiiu- 
tions- und des damit innig verknüpften Alkoholkapiiais, Lügen 
im Interesse der an der Reglementierung und den Bprdeiien 
immer sehr interessierten Polizei und des Mädchenhandels, Lü- 
gen, verbreitet durch eine käufliche und unbelehrbare Presse. 
Die Behauptungen von den unhaltbaren Zuständer. se:c Einfüh- 
rung des Gesetzes sind durch keinerlei Tatsachen erwiesen. 
Im Gegenteil, das Straßenbild hat sich für den Kenner eher 
noch gebessert. Man braucht bloß heute Länder mit Regle- 
mentierung und Bordellen zu besuchen, um zu sehen, dal. sich 
das Slraßenbild dort bis auf lokale Abweichungen keineswegs 
von dem unsrigen unterscheide:. Alle Hetzen werden die 1' Wie- 
dereinführung der Reglementierung und der Borde" e nicht er- 
reichen können. 

Acht Jahre sind, wie in der Einleitung gesagt wurde, ein zu 
kurzer Zeitraum, um ein endgültiges Urteil abzugeben, doch 
genügen sie, um sagen zu können, daß wir uns auF derr ric : - 
gen Wege befinden. Das Problem der Zukunft ist 
nicht mehr Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten, sondern ihre Ausrottung. Die 
notwendigen Geldmittel vorausgesetzt, könnte ein Menschen- 
alter genügen, um aus den Geschlechtskrankheiten Hari'äien 
zu machen, so wie aus der im Mittelalter verbreiteten PesL 
Lepra und Cholera. 

Der 34, Krankenkassentag in Dresden 

Die diesjährige Tagung des Hauptverbandes Deutscher Kran- 
kenkassen, die von über 2500 Vertretern ans allen Teilen des 
Reiches besucht war, stand unter dem Eindruck der Naiver- 
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Ordnung der reaktionären Regierung. Die scharfe Kritik an 
dieser sogenannten „Reform“ der Krankenversicherung veran- 
lagte den Vertreter des Reichsarbeitsministeriums, Dr. Grieser, 
die Versammlung zu verlassen. Nach einem Referat von Hel- 
mut Lehmann über „Unser Programm und die Notverord- 
nung“ und einer längeren Debatte wurde die folgende Ent- 
schließung angenommen: 

Die au: dem 34. Deutschen Krankenkassentag vertretenen Versicher- 
ter. erheben entschiedenen Protest gegen die Notverordnung des Reichs- 
präsidenten, durch die nicht mm völlig ungerechte und untragbare Ver- 
schlechterung der Leistungen der Krankenversicherung, sondern euch ein- 
schneidende Beschränkungen der Selbstverwaltung vorgenommen wurden. 
Die Notwendigkeit and Berechtigung , einen solcher. Abbau der Kranken- 
versicherung durckzuiähren, können die Versicherten nicht anerkennen, 
insbesondere müssen sie aber euch aufs schärfste a blehncn die Segrün- 
-g dieser Maßnahme, die unter völliger Nichtachtung der Interessen 
der Versicherten rein finanzpolitische Zwecke verfolgt. 

Die Versicherten erwarten daher, daß der kommende Reichstag diese 
vnsachhchs Gesetzgebung, die nur auf Kosten der allgemeinen Volks- 
gesund heit der chge fuhrt werden kann, wieder beseitigen und an ihre 
Stelle eine Reform der Krankenversicherung setzen wird , die den For- 
v rrangen und dtr. ivediirfnisscn der Versicherten gerecht wird. 

Der zweite Tag der Beratungen brachte esne Fülle von ärzt- 
liche- Vorträgen. Ueber „Sozialhygiene und Kran- 
kenkasse n“ sprach Prof. Fe t scher - Dresden. Der Re- 
ferent führte im wesentlichen aus: 

Gegen die seit einiger Zeit von der Reichsregierung propagierten Reformen 
der Kranken- Versicherung müssen schwerste Bedenken erhoben werden. Sie 
iösen weder die Arztfrage noch die Frage der Krankenversorgung. Wenn 
:dr den Krankenschein auch nur eine kleine Gebühr erhoben wird, so muß 
. das die rechtzeitige ärztliche Behandlung Gefährden. Wenn behauptet wird, 
.kein Volk ginge so oft zum Arzt wie das deutsche, so kann daraus nicht 
beschlossen '••'erden, es ginge zn oft zum Arzt. V/ir erblicken vielmehr 
darin -inen Erfolg der Krankenversicherung, den wir nicht schmälern dürfen. 

Erf-culicr. ist, daß die Krankenversicherung mehr und mehr auf des Ge- 
biet der G^.indheHsfürsorge übergreift. Neuerdings ist es die che- unc 
Sezualbernlung. für welche die Krankenkassen Interesse bekunden und das 
.ich möglichst aktiv auswirken sollte. Es werden örtliche Zweckverfcände 
der Krank enkassen mit den Trägem der öffentlichen Gesundheitsfürsorge 
vor geschlagen, um die Errichtung leistungsfähiger Eheberatungsstcllen zu 
fördern, die zugleich eine erste und wirkungsvolle Einrichtung darstellen, 
Tjkl.ilr.e 2 a.'öikerungspolitik zu treiben, sofern sie, was ausdrücklich ge- 
fordert wird, auch Geburtenregelung einbeziehen. 

Auch di u hvgieniscbe Volksbildung wird von der Kzankenverricherung 
l'etcrcert. Er fragt sich allerdings, ob wir mit den bisherigen Methoden an 
2 .; 2 Bevöikemngskreise genügend herankommen. Insbesondere wird vom 
Publikum oft der Weg von der allgemeinen Einsicht zur persönlichen Nntz- 
anv.rtndung schwer gefunden. Hier muß also der Hebel angesetzt werden. 
Dazu werden ärztlich geleitete Auskunftsstellea yorgcschlagen, welche, etwa 
im Rahmen von Ausstellungen, die Lebensgestaltung ^ des Einzelnen durch 
persönliche jchidg« hygienisch beeinflussen. Hygienische we.tbe^ve.bc, 
tc’.^orichti?^ .Anwendung der Reklametechnik, Schlagwort- und Plakatreklame 
für hygienische Zwecke werden empfohlen. 

Da die Krankenversicherung, wie des Näheren dargestellt wurde, aufs 
engste mit der öffentlichen Gesundheitsfürsorge verflochten ist, ist es ment 
berechtigt, sondern erforderlich, da 3 die Krankenversicherung ent- 
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sprechenden Einfluß auch auf die Gestaltung der öffentlichen Gesundheits- 
fürsorge erhält. Es ließen sich z. Q. sehr gut Möglichkeiten finden, in Groß- 
städten mit Gesundheitsämtern die Krankenkassen an der Exekution der 
Gesundheitsfürsorge zu beteiligen. Einfach beratende Mitwirkung genügt da- 
gegen nicht. 

Starken Beifall fand das Referat von Prof. Sauer bruch 
über „Die moderne Bekämpfung der Tuberku- 
losedurchoperativeunddiätetischeMaßnah' 
m e n." 

Ausgehend von der geschichtlichen Darstellung der wechselnden An- 
schauungen über das Wesen dieser Volkskrankheit erläuterte er Wert und 
Anwendungs weise der operativen Behandlung der Lungen. ose. Nicht 

wahllos dürfe diese Methode angewandt werden, sondern nur bei geeigne- 
ten Kranken. Als solche will Sanerhruch Personen ansehen, bei denen ein 
starker Hcilwillcn des Körpers vorhanden sei, der nur durch mechanische 
Hindernisse (z. B. Verwachsungen) gehindert w'srde, sich auszuwirken. Bei 
sorgfältiger Indikationsstellung seien dann aber auch die Heilerfolge vor- 
züglich. Man dürfe allerdings nicht verschweigen, daß die Methoden nicht 
völlig gefahrlos seien, sondern daß die Operation immer eine Belastung des 
Kranken bedeute und auch ein tödlicher Ausgang nicht ausgeschlossen sei. 
Die Krankenkassen haben die Aufgabe, sich für die operative Behandlung 
zu interessieren, müssen aber darauf achten, daß nicht kritiklos ope- 
riert werde. 

Was die Diättherapie anlange, so habe schon früher einmal die Diät- 
behandlung in der Medizin eine große Rolle gespielt. Aus zufälligen Beob- 
achtungen sei man wieder darauf gekommen, daß unter dem Einfluß eiuer 
bestimmten Diät ein völliger Umschwung in der Haltung des Körpers ceger 
Krankheitseinflüsse eictrelea könne. Davon ausgehend, habe sein Mitarbei- 
ter Dr. H e rmannsdörf er und unabhängig von ihm Dr. Cerioa die 
Di'itbchaodlung der Tuberkulös« ausgehauL Sich selfc^!. schrieb der er- 
tragende nur ein Verdienst bei der ganzen Sach« zu: den beiden Vätern de; 
Diättherapie den Weg zur Anerkennung ihrer Methoden innerhalb der me- 
dizinischen Welt gebahnt zu haben. Die Diättherapic aber habe sich noch 
nicht durchgesetzt, trotz unleugbarer Erfolge insbesondere auch beim V pus. 
Ganze Aerztegruppcn haben sie einfach abgelehnt, ohne sie auch nur zu 
prüfen, ein Verhalten, das einfach unverständlich sei. Die Diäibe Handlung 
spi allerdings eine Kunst, die lange nicht jeder, der sich berufen fülile, auch 
richtig ausübeu könne. Es sei ganz gleichgültig, ob man die Therapie wissen- 
schaftlich begründen könne, der Ar-t sei verpflichtet, auch Heilmethoden 
anzuwenden, die er wissenschaftlich nicht erklären könne, wenn si> nur 
hülfen. 

Es folgten weitere Vorträge von Prof, Martini über die 
BehandlungderLungentuberkulosedurchMe- 
dikamente und durch Impfung, von Prof. Fritz 
Munk über rheumatische Erkrankungen, von Dr. 
Stiege 1 e - Stuttgart über „Homöopathische Heil- 
weisen" und von Prof. J. H. Schulz über „W i s s e - 
Schaft liehe Psychotherapi e". 

Hoffen wir, daß der starke Widerhall, den der Protest gegen 
das von der Reaktion vollführte Attentat gegen die Volks- 
gesundheit, bei allen Anwesenden fand, Versicherte und Aerzie 
zu verstärktem Kampf gegen die Abbaumaßnahmen in der So- 
zialversicherung anspornen wird. 


IV. Internat. Kongreß für Geburtenregelung 
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IV. Internationaler Kongreß für Geburtenregelung 

L — 5. September 1930. 

In Zürich tagte ia der ersten Septexberwoche ein Kongreß, der fernab 
von der großen Oeffentlichkeit — die Teilnahme war auf Delegationen aus 
den verschiedensten Ländern aller Erdteile wie auf besonders exgeladene 
Persönlichkeiten beschränk*. — eins der bewegendsten Probleme der Zeit, 
die Geburtenregelung, zum Ausgangspunkt und Inhalt seiner Be- 
ratungen hatte. Der internationale Charakter fand seinen Ausdruck vor 
allem ia dem überwiegend anglo-amerikanischen Element, dem numerisch 
sich die Vertreter Deutschlands anfügten, unter denen neben einer großen 
Zahl von ärztlichen Leitern, von Ehe- und Sexualberaiungsslelltsn auch De- 
: 2 £ierie verschiedener Universitalsfrauenklinikea und des Gesamtverbandes 
der protestantischenWohlfahrtsorganisationen entsandt waren. Diese Zus&m- 
mer assung gemeinsam gerichteter Zielbostrcbungen in fast allen Ländern 
der Erde — Japan, Indien, Australien dokumentierten dies neben Europa 
durch ihre Vertretung — ergab mithin ein Bild von der Große und Be- 
deutung einer Bewegung, die bevölkerungspolitisch bekanntlich von weit- 
gehend uen Auswirkungen ist. Di- -sc Tatsache trat vor allem in der Er- 
öffnungsrede der Präsidentin des Kongresses, Margaret. Sänger, der Be- 
gründerin der amerikanischen Birth Control und dem ihr folgenden Vor- 
trag von Dr. C. V. Drysdalc (Londonl über die „Geschichte der Be- 
wegung für Geburtenregelung" hervor. England wie Amerika verfügen heute 
•nach Ueberwirdung staatlicher, kirchlicher wie gesellschaftlicher Wider- 
stände über ein Netz van Beratungsstellen, in denen in fach- und sach- 
kundiger 17 eise Frauen Rat erteilt wird. Allein in der New Yorker City 
wurden. in dem unter Mrs. Margaret Sängers Leitung stehenden Institut von 
• 921 * — 1930 29OC0 Frauen über Notwendigkeit und Form der Geburtenrege- 
belehrt und tausenden von amerikanischen Aerztea und Aerztinnen 
Unterricht in der Praxis der Regelung erteilt, und in England hat seit 1928 
das Oberhaus die Einrichtungen der dortigen. Birth Control, Ratschläge zur 
Ge burtenv erhütung zu erteilen, sanktioniert und diesem Vorgeben haben 
iieb i . «mg likani scheu Bischöfe der gesamten Vvelt in einer Entschließung 
vom Jahre 1930 aageschlosscn. Diesen beiden einleitenden Vormagen folgte 
ein Referat von Dr. Juiiaa M a r c u s e {München) über ,,G eburlen- 
r > e . u n g als s o z i a 1 h y g i e n i s c h e s P r o b 1 e m‘‘. Redner wies 
auf den 'nauflöslichen Zusammenhang zwischen Wirtschaft und Geburt- 
lichkeit. Lebensstandard und Erhaltung von Mutter und Kind hin, zeigte 
di« engen biologischen Beziehungen von Erwerbsarbeit der brau und Er- 
schwerung der Geburt wie Aufzucht des Kindes und stellte die Geburten- 
regelung als eine Notwehr in Form einer Anpassung an die Lechnischen 
und ökonomischen Bedingungen der gegenwärtigen Gesellschaftsform hin. 

Ext überaus große Reihe von Berichten über die Tätigkeit der Bcra- 
—ngss-.eiieTi ; n den verschiedener. Ländern Europas beschäftigte weiterhin 
c-.u Leu reß, die deutschen Einrichtungen in Berlin. Breslau. Frankfurt am 
’ sin, Wiesbaden, dem Freistaat Sachsen u. a. m., gaben ein Bild 
der heimischen Bestrebungen, .hrer finanziellen und organisatorischen 
Grundlagen wie ihres TÜtigkcitsausmußes. Von prinzipieller Bedeutung aber 
waren bei den weiteren Verhandlungen die Erörterungen über Methodik 
u-d Technik der Verhütungsmittel, deren Wertung nicht nur 
Aat konzeptia an sich, sondern auch in ihrer jeweiligen Schädigung der 
Sezualor ;ane der Frau. Die überaus große Mehrzahl d«*r an diu Diskus- 
sio-, - hierüber teilnehmenden Acrzte und Aerztinnen ifchnten demzufolge 
auch di« besonders von Dr. Emst Grafenberg (Beriin) empfehlen« Me- 
thode des intrauterinen Pessars bzw. Siiberringes ab, dagegen fand das 
Scheidenokklusivpessar als 'unschädlich, wirksam und geringe Koren ver- 
ursachend weiteste Zustimmung. Diese_ Gesichtspunkte wurden überein- 
limmend aus den verschiedensten Ländern dargelegt, besoncers umiaag- 
reiches Material hierüber erbrachten Dr. Norman Hai re iLondcnJ, Dr. 
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J. H. Leunbach (Kopenhagen), Prof. Van de Velde (Holland], Dr. 
H. Stooe (New York). 

An diese der konstruktiven Technik der Verhütungsmittel entnommenen 
kritischen Schlußfolgerungen schlossen sich weitere Uebersichts-Referate 
von Dr. Herta Riese (Frankfurt a. M.) über S t e r i I i s a t i o n, von Dr. 
Walter Riese über Abstinenz an. Unter Zugrundelegung eines Ma- 
terials von 400 Fällen trennt Herta Riese Zwangssterilisation zur Aus- 
scheidung asozialer und dauernd geisteskranker Menschen von. der frei- 
willigen) deren Indikation auf krankhafte körperliche und seelische Ver- 
änderungen mit der Notwendigkeit dauernden Unierbleibens eineT Gravi- 
dität gestellt werden muß. Technisch bevorzugt sie den ngen Quer- 
schnitt gegenüber dem Längsschnitt, in vielen Fallen konnte sie eine Bes- 
serung des Grundleidens feststellen, das GcschiechUlebea blieb ausnahms- 
los gleich. 

Aus dem am letzten Kongreßlage von Dr. Hans Hcrzaen (Berlin) 
gegebenes kritischen Bericht über die in Deutschland verbreitetes Metho- 
den der Empfängnisverhütung, der im Wesentlichen auf die Gefahren auf- 
merksam mschle, die durch das Abgleiten von Rat und Hilfeleistung auf 
diesem Gebiete in Laienhände entstehen müssen, und daher die Einführung 
eines akademischen Unterrichts in der Indikationsstellung wie praktischen 
Handhabung der Geburtenverhütung verlangte, ist ein besonders bemer- 
kenswertes Ergebnis der jüngsten Zeit hervorzuheben: Der Fachnnsschufl 
der protestantischen Kirc hange me ins chaften bat konform dem Beschluß der 
anglikanischen Kirchen die Frage der Geburtenregelung unter Vorbehalt 
der Indikations Stellung bejaht. 

In einer Reibe von Resolutionen, die vornehmlich di? unbedingte Not- 
wendigkeit der ärztlichen Tätigkeit bei der Geburtenverhütung *--e deren 
Wirksamkeit gegenüber der Abtreibungsaeuche betonten, wurden die über- 
aus eingehenden Verhandlungen bei einer Teilnahme von über 22C Dele- 
gierten geschlossen. Dr. Julian Marcnse München. 


Vierte Sitzung der Reichskommission Gesundlieits- 
wesen des Gesamtverbandes der Arbeitnehmer für 
für öffentliche Betriebe 

in Hamburg, am 22. und 23. August 1930, 

Durchweg zeigten die Debatten der Sektion Gesundheitswesen eine er- 
freuliche. klare, tiefschürfende und vorwärtstreibende Arbeitsuihigke::. D'e 
Reichsfachkommi&sion ist eine Art Beirat der Reichssektion Gesund. 

wesen. 

Der von Lery gegebene Situationsbericht über die A r b e t s - 
therüpie in den pflegcrloscn Abteilungen zeigte den Kampf 
des Gesamtverbandes gegen die Auswüchse der Arbeitstherapie und die 
Erfolge, die der Gesamtverband nach und nach verzeichnen kennte da- 
durch, daß jetzt die pllegerlosen Abteilungen in Preußen aufgehoben Or- 
den sind. 

Die Außenfürsorge für Geisteskranke, die von den Ac- 
sfnltsleitungen in ganz erheblichem Maße dadurch getätigt - irc. daß 
Geisteskranke in der Außen für sorge, zum großen Teil in der Landwirtschaft 
untergebracht werden, bedingt schwere Gefahren für Kranke und Gerade, 
häufig Ausbeutung der Kranken, Gefährdung von Kindern und Mißbrauch 
teilweise Mißhandlungen der Kranken. Wenn Auch einige Ausnahm :r. der 
Anßeniürsorge, wie z. B. in Bonn und Erlangen festzustellen sind, so And 
doch schwere Mißstände zu verzeichnen, die dcirmnchst durch _ nc einzu- 
setzende Studienkommicsion, der auch ein Arzt angeboren wird, 
restlos geklärt und dadurch zur Abstellung gebracht werden seilen. 

Die Durchführung der Unfall versichcTuagsgcsetz- 
g e b u a g ist noch nicht einheitlich und durchweg zur Aurfühzung gekoxn- 
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men. Der Gesamtv erbend fordert in einer Entschließung: Herausgabe aus- 
reichender Unlallverhütungsvorschriften, Erweiterung des Katalogs der Be- 
rufskrankheiten auf alle Krankheiten, die direkt oder indirekt auf die Aus- 
übung des Dienstes zuruckzuführen sind und Einstellung von im Gesund- 
heitswesen praktisch tätig gewesenen Personen für den technischen Auf- 
sichtsdienst der Berufsgenossenchaften. 

Zum Thema Beschäftigung von staatlich anerkannten 
Krankenpflegepersonen in Industriebetrieben und 
in Strafanstalten wird in einer Entschließung durch reichsgesetz- 
.iche Regelung dis Durchführung der ersten Hilfe in diesen Betrieben nur 
durch hauptamtlich Lülige Pflegeperson eu xnil staatlicher Anerkennung 
gefordert. 

Die Tarif Verhandlungen haben zu einem Tarifvertrag 
mit der Arbe*terwcbliahrt geführt. Verhau dlun gen für den Ab- 
schluß von Tarifverträgen für die Heime der Konsumgenossenschaften und 
der Reichspost sind einge. eilet. 

Die Entwicklung der Schwesternschaft des Ge- 
samt % er ba n d es ist außerordentlich günstig, so hat bereits die 
Schwesternschaft ces Gesamtverbandes ar. Zahl die der gegnerischen 
Schwcstemorganisationcn überflügelt. 

An den staatlichen Universitätskliniken ist durch 
den 5e'?a: verband die Gleichstellung der Kran* 
k er. pilegerinnen mit den Schwestern erreicht worden. 

DA Hsbammenbewegung zeigt zur Zeit infolge ihrer organisato- 
rischen Zersplitterung eine noch nicht günstige Gesamtbewegung. Die nol- 
i vn dka Einimtsorganisction der Hebammen ist allein in dar Lage, d-.e In- 
: ‘-rusr-;irn der Hebammen sowohl den Krankenkassen gegenüber, wie auch 
der Gewerbeordnung gegenüber zu wahren. 

Der Zen. traistellennach weis der Reichssektion Ge- 
juncheitswesen zeigt eine stark aufwärts s.cigendc Tendenz. Trotz 
der -‘rohen Arbeitslosigkeit konnten eine erhebliche Zahl von Stellen ver- 
rr Ittel: .erden. Ein Mangel an Röntgenschwcstem ist nachweisbar. 

I i ? h r d- 1 * Bade - und Massagepersonal hat der Gesamt- 
---erband eine E'cnkschrift veröffentlicht, die gegen die Auswüchse dieses 
i -. ergeht und die reichsgesetzliche Regelung der Ausbildung, die 
auch u Zustimmung des Reichsinnenministers gefunden hat, vertritt. 

Dr. Ascher, Frankfurt, verlangt wegen der Steigerung von Schar* 
ach- und Diphterieiällen di? Aufhebung von Hausdesinfek- 
. icaeo. während der Gesamtverbaad für eine bessere 
A u ? o 1 1 d u n * und eine Fortbildung der Desinfektoren 
zu Gesundheitsaufsehern eintritt. 

In einem kritischer Referat wurde das Unnütze 
des Gutachtens des Reichssparkommissurs kritisch 
lelencn-. et. Diese Einrichtung verschbngt eine Summe von 1 203 ODO 
Reichsmark. Der Reichssparkommissar erhält 60 000 RM. Sein \ertreter 
iß 000 RM, 150 Hiifspersoncn 750 000 RM- An Reisespesen kommen 150 000 
Reichsmark, ' :r Drucklegungen 30 000 ILM und für Mitarbeit der \erwai- 
tungen 130 000 RM zustande. Die Tätigkeit des Sparkommissars hat bis- 
r weder dem Reich noch den Landern irgend einen sichtbaren Vorteil 
gebracht. Preußen bat bereits auf die Hilfe des Reicbssparkomraissars 
verzichtet. 

Auf c e r Hygiene-Ausstellung hat der Gesamt- 
erfand, Sektion Gesundheitswesen, eine sehen 5- 
. trie A us t e 1 1 u n g eingerichtet. Es ist bezeichnend, daß die 
.'ersorgnng der Moccilpuppez; mit der Schwesternbrosche des Gcsamtver- 
bandes auf beachtliche Schwierigkeiten stieß. 

Von besonderer Wichtigkeit war schließlich der eine iängere 
Deh-itte nerv arraf ende Punkt der Tagesordnung: Die Organisierung 
der Acrzic. Gen. Paul Levy wies in seinem Bericht darauf hin, daß 
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zur Zeit eine Vertäue ns kr ise der Aerzte hei der Bevölkerung eingetreten 
tei und eine Proletarisierung der Aerzte durch ein enormes Zunehmen der 
Medizin-Studierenden bevorsteht. Er betonte dis Notwendigkeit der Ein- 
stellung der sogenannten ärztlichen Berubethik auf die sozialen Bedürfnisse 
der Masse unc. die sozialpathologischen Erscheinungen unserer Zeit. Die 
Zusammenfassung aller hn Gesundheitswesen Arbeitenden auf der Basis der 
freien Gewerkschaft sei die notwendige Forderung der Stunde. D:e L-rün- 
dung einer Sektion Aerzte im Rahmen der Sektion Gesundheitswesen hat 
sich als zwingend herausgesteüt. Mehrere 100 Aerzte sind bereits beim 
Gesamtverband organisiert. Tausende sind bereit, sich der neu -u bi. den- 
den Sektion anzurchlicßen. Die Gründung der Sektion Aerzte wurde am 
22. August in Hamburg beschlossen. 

Es wird Sache insbesondere des /. S.Ae. sein, da- 
für zu. sorgen, daß diese frcigcwerkschaft liehe Or- 
ganisation der Aerzte sich als eine wichtige, ein- 
flußreiche und der Gesamfbevolkerung Nutzen brin- 
gende Einrichtung erweisen wird. 

Georg Loewenstein. 

Rundschau 

Tuberkulose-Sterblichkeit. 

Während aus fast allen Großstädten In den leisten Jahren 
ein Rückgang oder wenigstens ein Stillstand der Tuberkulose- 
Sterblichkeit gemeldet wird, macht Sowjet-Rußland eine Aus- 
nahme. Nach deT Statistik des „Rapport dpiderniologique men- 
suel 1930“, herausge geben vom Sekretariat des Völkerbundes, 
ergeben sich folgende Zahlen, von denen ich die weser. er eher, 
anfhhre. 

Aul je 100 000 Lebende der Bevölkerung starben an ~bc. 
in den Jahren 



1927 

1923 

1929 

New York 

. . . . 84 

89* 

85 

Bombay 

. . . . 114 

111 

98 

Berlin 

. . . . 102 

95 

% 

London , 

. , . . 105 

104 

104 

Paris . 

. . . . 242 

229 

236 

Stockholm 

. . . . 164 

130 

148 

Moskau 

. . . . 163 

172 

184! 

Leningrad 

. ... 165 

225 

238! 


Diese Zahlen, deren Richtigkeit wohl nicht bezweifelt wer- 
den kann, zeigen, daß irgend etwas in der Tuberkulosebekämp- 
fung i a Sowjetstaat nicht in Ordnung sein kann, selbst wenn 
man für Moskau einen starken Zuzug von außerhalb mit in 
Rechnung stellen muß. Derartige Zahlen können nichts Be- 
stimmtes aussagen, wenn nicht gleichzeitig die natürliche Fluk- 
tuation der Bevölkerung berücksichtig! wird. Trotzdem sind 
die Zahlen aus Leningrad und Moskau auilallenü und bedürfen 
der näheren Prüfung. Rob. Güterbock. 

Demgegenüber teilt uns das Volkskommissariat für 
Gesundheitswesen in der UdSSR mit, daß ihm fol- 
gende Zahlen über die Tuberkulosesterblichkeit zur Verfügung 
stehen: 
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1913 1927 1928 1929 

in Moskau . . 266 158 156 * 158 

Leningrad . . 345 241 237 235 

„Mein Arbeitstag — mein Wochenende/* 

Auf einer Tcxtilarbeiterinnenkonferenz erzählte eine Arbei- 
terin von ihrem lieben, ihrer täglichen eintönigen Fron an der 
Maschine, der langen ermüdenden Hausarbeit und den seltenen 
freien Stunden. Und weil diese Erzählung die Schilderung eines 
MiUionenschicksals ist. entstand daraus die ausgezeichnete Idee, 
diese Schilderungen zu sammeln und sie der Sozialreaktion als 
Anklageschrift gegen ihre schändlichen Pläne hinzuwerfen. Nun 
ieg: die kleine Schrift vor, die der Textilarbeiter verband unter \s 
dem Titel „Mein Arbeitstag — mein Wochenende“ (Verlag Tex- 
Lil-Praxis. Berlin O 34, Memeler Straße 8'9) herausgegeben hat 
Sie enthält Aufzeichnungen, die 150 i extilarbeiterinnen auf 
Grand eines Preisausschreibens des Verbandes eingesandt 
haben. Jede von ihnen der Beweis für ein erschütterndes, men- 
schenunwürdiges Schicksah und viele von ihnen ein Bekenntnis 
zu der einzigen ?Aöglichkeit, ihm zu entrinnen zur Arbeit in 
Partei und Gewerkschaft. Diese Heldinnen des Alltags 
sorecnen von ihrem Los mit stiller Klage ohne jedes 1 atoos. 
cÜc jungen Mädchen, die ihre Jugend verschwinden sehen und 
£ Ur Sonntags ein paar Stunden der Freude haben, die Haus- 
frauen und Mütter, die ihre Kinder kaum sehen, sie oft in 
Säuglingsheimen unierbringen müssen und auch nicht an jedem 
Scnntag zu : hren können, denn mancher Sonntag ist „Wasch- 
est h und schließlich die Sechzig jährigen, die oft nun seit 
5Ö Janrer an der Spülmaschine stehen und nur noch auf das 
Jahr warten, in dem endlich die Altersversorgung in Kraft tritt. 

Diese einfachen Schilderungen sind eindrucksvoller und 
lebensnaher als alle sozialpolitischen Betrachtungen. Aber “ er 
erband mag wohl recht haben, wenn er in seiner Einleitung 
resignierend sagt, daß der Ausgang der sozialpolitischen Kämpfe 
ich: von der Güte unserer Beweisführung, sondern von der 
-- - -baren Macht der Interessenten abhängt. Die Schrift ist 
dazu geeignet, die Macht auf der Seite der organisierten 
Arbeiterschaft zu vergrößern. P. 

Zusammenschluß der Hitler-Aerzte. 

Der Aufschwung der Faschisten in Deutschland hat nun 
-•_cb zur cfD ziellen Gründung des „Nationalsozialisti- 
schen Deutschen Aerztebundes 1 geführt, beme 
untstütze ka: er natürlich in Bayern; dem Vorstande gehören 
u. a an: Dr. L i e b 1 in Ingolstadt, Dr, L a n g in München und 
Dr. Klare. Besitzer der Lungenheilstätte in Scheidegg im All- 
gau, Mitglied kann nur ein approbierter Arzt werden, der ein- 
geschriebenes Mitglied der NSDAP, ist. Zweck Äes Bundes ist 
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Zusammenschluß sämtlicher Aerzie, die Mitglieder der Natio- 
nalsozialistischen Partei sind, um in den ärztlichen Standesver- 
einen und im. Berufsleben nach den Grundsätzen der Partei zu 
handeln und um das deutsche Heilwesen mit nationalsozialisti- 
schem „Geist“ zu durchdringen. Arbeitsgemeinschaften sollen 
gebildet werden zwecks Erziehung der Mitgliedschaft zu volks- 
hygienischem Dcniccn und Handeln {Rasseahygiene, Rassen- 
kunde, Eugenik), zwecks tätiger Mitarbeit besonders im Sani- 
tätsdienst bei den S. A„ Beeinflussung der Hochschulen, gegen- 
seitiger Hilfe und Unterbringung des nationalsozialistischen me- 
dizinischen Nachwuchses. Es wird Aufgabe der sozialistischen 
Aerzte sein, dem Vordringen der Faschisten im Aerztelager 
Einhalt zu tun und ihre schemrevolationären Parolen zu be- 
kämpfen. 

Aus dem Katholischen Aerztelager. 

In Budapest r and kürzlich im Rahmen der Sl. Emmerichs- 
feierlichkeiten ein internationaler katholischer 
A er ztekongreß statt, der von über 300 Aerzien aus ver- 
schiedenen Ländern besucht war und der sich besonders mit 
den aktuellen sexuellen Problemen beschäl' .igle, lieber Rich- 
tungen und Erfolge des Kampfes gegen die Geschlechtskrank- 
heiten sprach ein Budapcster Arzt Dr. Leszko. Der Reteren! 
verschmäht das Anempfehlen der P r ä v e n t i v m i 1 1 e 1. da 
infolge des Sicherheitsgefühls das geschlechtliche Leben noch 
ausschweifender werde. ALein das Verbot der Kirche, welche 
geschlechtliches Leben außerhalb d e r E he un- 
ter s a g t , sei ein wirksamer Schutz im Kampfe gegen die Ge- 
schlechtskrankheiten. Das Aufgeben des Abslinenzprinzips se 
gleichbedeutend mit dem Bankerott des ernsthaften amiveneri- 
schen Kampfes. Man müsse deshalb die Jugend n ? r sexuellen 
Abstinenz erziehen, und zwar im Rahmen der elleriic .'-.er. 
Scnul- und religiösen Erzienung. Der unverv/undbare Schild 
der christlichen Moral bedeute gleichzeitig die Immunität gege: 
die Geschlechtskrankheiten. An Weltfremdheit und sozialer 
Verständnislosigkeit lasser diese Ausführungen des Hauptrefe- 
renten nichts zu wünschen übrig. 

Die französische Streikbewegung und die Sozialversicherung. 

Die sozialreaktionäre Presse wußte zu melden, daß die 
Spitze der großen Streikbewegung in Frankreich sich gegen das 
neue Sozialversicherungsgesetz gerichtet hat. Die Arbeitsein- 
stellungen in Frankreich konnten aber keinesfalls der Sozia - 
Versicherung in die Schuhe geschoben werden. Schon vor der 
Einführung der Sozialversicherung war die Unzufriedenheit mit 
dem niedrigen Lohnniveau in Frankreich äußerst groß und die 
Einführung neuer Lasten für die Arbeitnehmer hat nur be- 
wirkt, daß sik einen Kampf für eine entsprechende Lohn- 
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erhöhung in Szene setzten. In den verschiedensten Erklärun- 
gen der französischen Arbeiter wurde klar zürn Ausdruck ge- 
bracht. daß sie das neue Sozialversicherungsgesctz g u t - 
heißen und daß ihr Kampf nicht dem Sozialversicherungs- 
gesetz, sondern allein nur dem niedrigen Lohnniveau gilt. Das 
Angebot der Arbeitgeber des Nordens, jedem Arbeiter, der 
wenigstens ein volles Jahr im BeLrieb arbeitet, eine jährliche 
T reueprämiezu gewähren, die den Arbeiterbeitrag an der 
Sozialversicherung deckt, trug nur zur Verschärfung des Kon- 
fliktes bei. Zu den Ursachen der Lohnbewegung gehöilen auch 
cie ungerechtfertigten Preiserhöhungen, denen die In- 
kraftsetzung des Sozialversicherungsgesetzes als Vorwand 
dient. Selbst aus Erklärungen von Arbeitgebern vermag man 
mit Klarheit festzusiellen, daß durch die Erhöhung der sozialen 
hasten die durch das Sozialversicherungsgesetz eintrat, die 
Produktionskosten nicht im wesentlichen gesteigert wurden. Der 
große Automobilfabrikant Andre Citroen verweist darauf, daß 
nach seinen Berechnungen die Produktionskosten um kaum 
drei Prozent steigen können. Citroen wirft die Frage auf: 
Was bedeutet dieses kleine Opfer im Verhältnis zu den Vortei- 
len. von denen ein Viertel unserer Bevölkerung in Zukunft pro- 
bieren wird? Der Präsident des Aufsichtsrates der mächtigen 
chemischen Fabriken Rhöne-Poulenc behauptet, daß sie trotz 
der neuen Sozial versicherungslastcn ihre Preise wenn auch 
nicht ermäßigen so doch zum mindesten auf ihrem jetzigen 
Niveau halten können. 

Zs war interessant, beobachten zu können, wie das ganze 
Gewebe sozial- reaktionärer Argumente, das von gewissen 
französischen Presseorganen aufgetischt wurde, ir. den ver- 
schiedensten nichifranzösischen Blättern gleicher Richtung mit 
Freude aufgenommen wurde. 


Aus der sozialistischen Aerztebewegung. 

Sozialistische Aerzte im Kampfe gegen die Notverordnung, 

Nach der großen Protestversammlung, die der VS Ae. ge- 
n-einsam mit der Reiclissektion Gesundheitswesen in den Juli- 
tagen gegen die Besteuerung der Kranken veranstaltete, wurde 
auch in der Sommerpause dieser Kampf fortgesetzt -Jer 
Reichsvorstand gab in großer Auflage vor der Reichstagswahl 
e - Flugblatt heraus, das sich gegen die Zerstörung der Kran- 
iienver Sicherung und gegen die bürgerlichen Parteien wandte. 
Dieses Flugblatt das in allen größeren Orten, wo det \SAe. 
Ortsgruppen hat, vor den Krankenkassenlokalen verteilt wurde, 
ist auch in der Presse vielfach abgedruckt worden. 

In der Pfalz referierte unser Mitglied, Gen. Michel, 
über die unheilvollen Wirkungen der Notverordnung in einer 
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Tagung der Aerztc und Funktionäre des „Arbeiter-Samariter- 
Bundes“ und in zwei öffentlichen Protestkundgebungen. 

In einer Groß -Berliner Aerztcversammlung in Berlin fand 
Gen. Klauber mit der Vertretung unseres Standpunktes star- 
ken Beifall selbst bei der großen Zahl von bürgerlichen Kolle- 
gen. Der von ihm eingebrachten Resolution, die den Anschluß 
an die freie Gewerkschaft forderte und die von den Kollegen 
S t u 1 1 z und Hildesheimer besonders befürwc tet wurde, 
fehlten nur ganz wenige Stimmen zur Annahme. 

In Frankfurt a. M. wurde von unseren Genossen in der 
Vollversammlung des Aerztlichen Vereins die nachstehende Er- 
klärung abgegeben, die von einem großen Teil der Versamm- 
lung beifällig aufgenommen wurde: 

Die Frankfurter Ortsgruppe des VSAe. hat sich eingehend mit dem Re- 
gierungsentwurf das Gesetzes über Aeuderung in der Krankenversicherung 
beschäftigt und gibt die folgende Erklärung ab: 

Ohne zu verkennen, daß einzelne Bestimmungen einen Fortschritt dar- 
steUco, bedeutet der Entwurf im ganzen eine schwere Bedrohung Ger 
Volksgesundheit. Krankeaschcingcbühr und Arzncibcitrag bilden eise nicht 
zu verantwortende Hemmung, ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen, die 
Herabsetzung des Grundlobnes eine schwere wirtschaftliche Schädigung im 
Falle der Arbeitsunfähigkeit. Vermißt wird ferner die dringend notwen- 
dige Erhöhung der Versicherungspilich'.grenzc. 

Die angeführten Verschlechterungen gehen zurück aui den Druck der 
Arbeitgeber-Verbände und die seit Jahren systematisch betriebene Hetze 
gegen die Grundlagen der Sozialversicherung. An dieser hübt ärztlic’ e 
Kreise in Wort und Schrift weitgehend Teil genommen, ebne dnß dir* ü.-zl- 
lichen Spilzcnorganiaatiouen. rechtzeitig und eindeutig genug dagegen Stel- 
lung genommen hätten. Sie haben die in ihrer Verailgenieiutruc.* gänzlich 
unberechtigten Vorwürfe Lieks, der nicht Kassenarzt ist, nicht schar: genug 
in der Oeffentlichkeit zurückgewiesen. Sie haben Stupper!, der erf 
hat, in seiner ärztlichen Berufsausübeng bewußl seine feindlich;. SLeü.uug 
gegen Anhänger der Arbeiterparteien zur Geltung zu bringen, weiter n 
ihren Reihen geduldet. Die gesamte politische Einstellung der ärztlichen 
Spitzenor^anisalionen und ihre nahen personellen Beziehungen zu - - 
Rechtsparteien, die wir seit langem beklagt haben, sind mit schuld ca rar., 
daß ein ko reaktionärer Gesetzentwurf entstehen konnte, dessen schlimmste 
Bestimmungen sich fast völlig mit den entsprechenden Vorschlägen d?r A-- 
beitgeber-Dcnkschrift decken. 

Hinsichtlich der Stellung des Arztes in der Krankenversicherung ist fol- 
gendes zu sagen: 

Im Gegensatz znr Kolfcerger Erklärung „Die Aerzteschaft weist mit Ent- 
schiedenheit zurück, daß ihr ein schuldhafter Einfluß auf die .-illgerv -i: 
Steigung der Kosten in der Krankenversicherung seit 1921 zi Le : hoben 
wird“, sind wir der Ansicht, daß die ärztlichen SpitzenorganisB.lloi.en tu‘- 
gegen ihrer öfter auIguslellLen Behauptungen es nicht vermoor/ haben, eie 
Verschwendung von Kassanmittels durch einzelne ihre.- Mitglieder 2 ü ver- 
hindern. Eine Begrenzung der kassenürztlichen Tätigkeit nach Uit: fang und 
Einkommen ist teils überhaupt nicht, teils unzureichend versucht worden 
Insbesondere sind Rieseneinkommen aus nicht immer gerechtfertigten Sach- 
leistungen geduldet worden, worin u. E. eine der we.venUicnstec Ursachen 
für die Ueberteuertmg der Krankenversicherung zu erblicken ist. 

Unbeschadet dieser Stellungnahme und ihrer grundsätzlichen Auffassung 
über die Organisation des Heilwesens ist die Ortsgruppe her”i weiter in- 
nerhalb der Standesorganisaüoren mitzuarfceiten, um die der Volksgesund- 
heit drohenden Geiahrcn abzuwenden und eine leistungsfähige Aerzleschaft 
zu erhalten. 
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Ersatzwahl zum Berliner Vorstand. 

An Stelle des Gen. S. Drucker, der sein Vorslandsamt niedergclcgt hat, 
ist Gen. Günther 'w o i f , Assistent im Krankenhaus Westend, in den Vor- 
stand der Ortsgruppe Groß-Berlin gewählt worden. 


Neue Mitglieder 

Fc.gende Neuaufnahmen in den VS Ae. wurden Jllli — September dieses 

Jahres vollzogen: 

Berlin: Wilh. Swientv; Ernst Israelski; Resi Löwenibal; Erich Lewin' 
Kurt Löweathal; Theodor Hertz; Julian Nathanblut; Fritz Kronen- 
berger; Margot Stern; Willy Seidel. 

Breslau: Prof. Siegfried Fischer; Kurt Steinitz. 

P e n z : g 0— L.: Mariin Schwarz. 

Frankfurt a. M.: Nassau er. 

Hamburg: W. Steia; Elisabeth Rinneberg. 

KSln: Hubert Pauli. 

Düsseldorf; Karl Levi. 

Bonn: Prof. A. Kantorowicr. 

Köppern (Tamms) : Werner Vogl. 

W a L i e r f a a g e a (Saar) : Paul Mindak. 

London; Norman Haire. 

Ausgetreten; Rieh. Leipziger-Bremen. 

Erklärung! 

üirige Vorwurfe, die sich gegen die Person und das Ver- 
haiter des Gen. Magnus Hirschfeld richteten, sind, wie 
ch auf dem Internationalen Geburtenregelungskongreß in 
Zürich erfroren habe, über den engsten mit der Schlichtungs- 

ak. ion be i rauten Kreis hinaus weiteren Personen bekannt ge- 

v, orden. Aus diesem Grunde teile ich mit, daß sich die Vor- 

würfe. soweit sich ihr Gehalt in der Schlichtungsverhandlung 
prüfen ließ, als gegenstandslos und auf falschen Informationen 
beruhend erwiesen. H o d a n n. 
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Niedriger hängen! 
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fr: der „Roten Fahne" vom 8. Oktober findet sich ein 
ab' ÜA entstellter Bericht der letzten Sitzung der Ortsgruppe 
Groß-Berlin des VSAe. Jeder Satz eine böswillige Entstel- 
lung die es sich einzeln zu widerlegen, nicht lohnt Wenn 
aber statt des „Versimpelns" in der Reichssektion Gesund- 
heitswesen die Arbeit im Hartmannbund empfohlen wird, so 
luuß mar erstaunt fragen: warum merkt man keinen Hauen 
von der Arbeit dieser „Kritiker" im Hartmannbund? Warum 
- «Simpeln 4 * sie selbst in der verhaßten Gewerkschaft? Warum 
vergeuden sie ihre kostbare Kraft in dem „immer noch so ge- 
nannten Verein Sozialistischer Aerzte *? Der VSAe. wird un- 
beirrt durch die verlogene Nadelstichpolitik einzelner Queru- 
lanten seine posiiivs Arbeit fortsetzen, 
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Beginn der Wmterarbeit in der Ortsgruppe Groß-Berlin. 

Die Ortsgruppe Groß-Berlin nahm am 3. Oktober ihre Versommluags- 
täligkeii wieder auf. Gen. Günther Wolf, Assistent im Krankenhaus 
Westend, referierte über Krankenhaus und Oeffentlichkeit. 
Das gründliche Referat wird mit den Diskussionsbemerkungen ausführlich 
im n&hsten Heft des ,,Soz. Arzt" behandelt werden. Sehr erfreulich war 
der gute Besuch durch zahlreiche junge Kollegen aus den Krankenhäusern, 
durch Vertreter des Hauptgesundheitsamtes, durch Schwestern und Kran- 
kenpfleger. In der Diskussion wurde die ‘'In- wendigi.eit des Kampfes 
gegen die kirchliche Beeinflussung am Krankenbett 
betont. Wenn auch im Interesse des Heilungsprozesses der Patienten 
politische Auseinandersetzungen nicht in die Krankensäle gehören, so ist 
das Kranlccnbausproblcin aber ein eminent politisches. Engere Zusammen- 
arbeit von Arzt und Pflegepersonal ist dringend notwendig. 

Lieber die „Politischen Zwangs Umlagen des Kart mann - 
b n n d e s" referierte Gen. Klauber. Der Vertreter des Graß-Berliner 
Aerztebundcs. Kollege Erich Levy, konnte keineswegs Klauber: stichhal- 
tige Argumentation gegen die neue Zwangsumlage von 100 RM widerlegen; 
seine bürokratisch-statutenmäßige Erklärung der Umlage rief des schärfsten 
Protest unserer Mitglieder hervor, die in der anschließenden Mitglieder- 
versammlung die an anderer Stelle abgedruckte Resolution Zunahmen. 


Bücher und Zeitschriften. 

(Besprechung Vorbehalten) 


Sexual fragen 

Krankenkasse und Ehe- und Sexual- 
beratung von Prof. Fctschcr, 
Dresden. Deutsche Kranken- 
kasse JS 7 r. 33. 1920. 

Die Forderung der Ehe- und 
Sexualbcratungsstoll**™ eine Auf- 
gabe, die dem tieferen Sinn der 
Krankenversicherung «.-.iLspricht. Wie 
in Dresden, Hamburg und Berlin, 
sollen sie nicht nur den Kassenmit- 
gliedern, sondern der gesamten Be- 
völkerung zur Verfügung stehen. 
Grundsätzlich sollte die Schwanger- 
schaftsverhütung unter Einbeziehung 
der medizinischen, sozialen und 
c’jgcnischen Indikationen in die Tä- 
tigkeit dieser Steilen miteinbezogen 
sein. Die Krankenkassen sollten 
schon aus ökonomischen Gründen 
ihren Mitgliedern nicht nur mecha- 
nische, sondern auch chemische 
Schutzmittel gratis zur Verfügung 
stellen und auch die Kosten für Sie- 
rilisicrungsoperationcn übernehmen. 

F. Rosenthal. 

Allg. Medizin 

Dr. Max Levy-Suhl, „Die seelischen 
Heilmethoden des Arztes“. Fer- 
dinand Enke, Stuttgart. 1930. 
Auf 277 Seiten gibt Lcvy-Suhl 


eine umfassende Darstellung der 
seelischen Heilmethoden (nicht einer 
Methode) des Arztes, gibt, wie der 
Untertitel sagt, „eine Lehre vcm 
neuroi'sohen Menschen’ und legt 
darüber hinaus ein umfassendes 
„therapeutisches Geständnis" ab. 
vermittelt uns seine Entwicklung 
und seine Stellungnahme zur mo- 
dernen Psychotherapie. L.-S., einer 
der erfahrensten Psychotherapeuten, 
ein Pionier und Fortbildner der See- 
lenhcilkunde, zeigt, wie er zu Ciner 
positiven Einstellung zur Psycho- 
analyse und den aus ihr abgeleite- 
ten Systemen gekommen ist. nach- 
dem er in stets kritischer Arbeit an 
sich selbst und in der Sprechstunde 
die anfänglichen Widerstände, die 
ehemalige Skepsis überwunden Kat- 
Dicser Prozeß ist über das Persön- 
liche hinaus heute von einer gewis- 
sen Allgemeingültigkeit für al c, d;c 
nicht von der Psychouaai. sc zur 
Psychotherapie, sondern von der 
Psychotherapie zur Psychoanalyse 
gekommen sind, für die beweg- 
lichen, entwicklungsfähigen For- 
scher, die immer dankbaren W er- 
denden, die nicht in der Anatomie 
und Pharmakologie stecken geblie- 
ben sind. 
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Levy-Suhls persönlichste Note ist 
die Verbindung der Psychotherapie 
mit einer, mit seiner Weltanschau- 
ung, die Durchdringung und geistige 
Verarbeitung der Seelenheilkunde 
mit den Lehren des in diesem Buche 
nach Freud am häufigsten zitierten 
„Autors” Kan:. 

Das iebhaf: und sehr persönlich 
geschriebene Werk ist von einer 
Fülle ungemein interessanter und 
geistvoller Nebenblicke und Aus- 
blicke in die Philosophie und Dicht- 
kua.».L aller Zeiten und Lander durch- 
setzt, so da3 ein Blick auf das „Na- 
menverzeichnis" bereits geeignet ist, 
den Appetit kräftig anzuregen. Was 
den Arzt a-n meisten interessiert, 
L. neben der theoretischen Bear- 
beitung aller •.herapcutisch, vricliti- 
;«n Fragen — vor allem sei auf die 
Behandlung des Angst- und Schuld- 
problems -.erwiesen der Beleg 
alle. Erkenntnisse durch e:ne große 
Zahl — über 70 — praktischer Bei- 
spiele, wovon eine ausführlich dar- 
geriellte Heilung einer Zwangs-Neu- 
:ose hervorgehoben sei. 

Levy-SuU hat einen großen -C'l 
di£ verarbeiteten Materials aus der 
ria-'-senpraxis entnommen, und so 
ist uns seine Stellungnahme zu der 
hochaktuellen und vH umstrittenen 
Frage der , ,kassen ärzt U c hen Psycho- 
herapie” besonders wichtig. So 
venig L.-S. sich der heutigen Unzu- 
länglichkeit — kn Sinne des Auf- 
atzes von Siegfried Bcrnfeld über 
..K arsenärztliche Psychotherapie” (in 
Nr. 2, 1930 dieser Zeitschrift) — 
verschließt, so läßt ihn seine Er- 
fahrung hinsichtlich der allgemeinen 
Hi.ism.ögHch keilen nicht ganz so 
skeptisch sein, und er kennt und 
nenn. ..die gleichwohl glücldicher- 
vrise nicht fehlenden symptomati- 
scher Erfolge der ärztlichen Be- 
handlung", von denen er meint, daß 
sie .in erster Linie auf den Ln der 
Beratung mit enthaltenen suggesti- 
-n oder genauer menschlich-pcr- 
söniirr.en, beruhigenden und magi- 
schen Eir.3u3 des autoritativen Arz- 
tes zuriickgefä-irt werden müssen . 

Das Studium [nicht nur die „Lek- 
türe") dieses Buches, das ebenso- 
sehr dem Fachmann eine Fülle von 
Anregungen wie dem Nidnfach- 
maxm eine „genetische” und darum 


verständliche und befriedigende 
Darstellung der psychotherapeuti- 
schen Fragen gibt, isL dringend zu 
empfehlen. Dr. Stoltenhofl. 

Heinrich Meng: Das ärztliche Volks- 
buch. Gemeint ersliindl'che Ge- 
sundheitspflege und Krankheits- 
lehre (einbändige Ausgabe] her- 
ausgegeben von Dr. mcd. Hein- 
rich M eng, Frankfurt a. M„ 
unter Mitwirkung von Dr. med. 
Paul Federn, W'ien, und Dr. 
mcd. Karl August F i c s s I e r , 
Berlin, unter Mitarbeit von 50 
Aerzten und Forschern. Uehcr 
1200 Seiten Text, 59 Kunstdruck- 
:a£eln mit über 400 Abbildungen. 
Ganzleinenband mit Goldaufdruc! 
RM 33. — . II ippolcruLes- Verlag, 

Stuttgart. 

Die Bedeutung der großen Aus- 
gabe des Volksbuches, das ven un- 
seren sozialistischen Kollegen her- 
ausgegeben wird, wurde bereits 
früher im ,.Soz. Arzt” eingehend ge- 
würdigt. Es wurde betont, daß die 
Verbreitung wahren medizinischen 
Wissens wünschenswert sei, um dem 
wirklichen Heilkundigen Vertrauen 
im Volke zu verschaffen und jeder 
Kurpfuscherei Einhait zu gebieten. 
Das vorliegende Werk ist geeignet, 
den wichtigsten Wissensstoff der 
Hygiene und der Krankheitslehre 
allen bildungsbedürftigen Schichten 
des Volkes gemeinverständlich zu- 
gänglich zu machen. Fachverlreter 
der einzelnen medizinischen Schu- 
len — wir nennen aus der Fülle nur 
Tandler, Meng, Federn, 
Bocaheim, Fercnczi. Ger- 
lach, Hollos, — machen das 
Buch zu einer Gesundheitsschule 
und Volkshochschule der Medizin, 
AerzLliche Fürsorge, körperliche und 
seelische Hygiene werden ebenso 
wie die Heilmethoden und die vor- 
beugenden Maßnahmen dargestellf. 
Wir finden die Umversilätsmedizin 
neben der Naturhaillehre, Homöo- 
pathie und Psychoanalyse. Dem 
großzügigen Nachschlagewerk der 
gesamten Medizin ist trotz das in 
den Zeiten wirtschaftlicher Not 
hohen Preises die weiteste Verbrei- 
tung zu wünschen. F. 

Lehrbuch der homöopathischen Arz- 
neimittellehre von Dr, roed. E. 
Schmidt, Zum Selbststudium füv 
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prakt. Aerzte und Studierende 
der Medizin. II. Auflage. Verlag 
Dr. Müdaus & Co.. Radebeul b. 
Dresden. Preis RM 12. — . 

Dr. Gerhard Madaus: Taschenbuch 
für die biologische Praxis. 1930. 
Verlag Dr, Madaus &, Co. Preis 
RM 6.50. 

Kinderlähmung fcelebmce),Littleschc 
Krankt ci! von Dr. Emst Haase. 
Sonderabdruck aus der Neuen 
Deutschen Klinik. Bd. 5. Liefe- 
rung 23. 193Q. 

Neues medizin. Fremdwörterbuch für 
Schwestern, Samariter, Krankca- 

S Eleger, Krankenkassenbeamle, 
cilgebilfen und Laien von Dr. 
Wilhelm Kühn, rach des 
Autors Tode neubearbeitet von 
Dr. Wilh. Held (Verlag Krüger 
6t Co., Leipzig, RM 3.40, gebd. 
4.40) ist soeben in 7. Auflage er- 
schienen. 

Besonders die Krankcnkascen- 
beamten werden die neue bedeutend 
vermehrte Auflage oegrüßen. Das 
Buch ist ein medizinisches Spez.a’* 
Wörterbuch, dar allen Interessenten 
erklärend und l «ilklärend zur Seite 
steht. Ermäßigte Partiepreise für 
Krankenhäuser, Krankenkassen usw. 

Wcltmedizin. Sonderheft der Inter- 
nationalen Zeitschrift ,,Die Bött- 
cherstraße", 1930. 

Dieses mit ausgezeichnetem Bilö- 
rr.ateri.il ausgestattetc Sonderheft 
bringt Aufsätze über Entfc icklungs- 
e pochen in der Medizin, einen Bei- 
trag zur Rasse ihygiene, mehrere 
Aufsätze über innere Sekretion, Bei- 
träge zur Psychopathie des Kindcs- 
alters, über gerichtliche Medizin und 
öffentlichen Gesundheitsschutz, so- 
wie geschichtliche, künstlerische und 
reformistische Betrachtungen zur 
Wcltmedizin, Die Aufsätze können 
nur insofern Anspruch aui interna- 
tionale Geltung erheben, als sie die 
Medizi« abstrakt wissenschaftlich 
betrachten und interessante Beiträge 
aus den verschiedenen Ländern brin- 
gen. Dieser Tein akademische 
Standpunkt wird, so hochstehend un 
sich das Niveau dieser Sondernum- 
mer ist, den Notwendigkeiten der 
Jetztzeit nicht gerecht. 

Georg L o c w c n s t c i n. 


Deutscher Biderk elender. Heraus- 
gegebea vom Allg- Deutschen 
Büderverband. Redigiert von Pro- 
fessor Weißbein. 52S Seiten mit 
einer Uebersichtskarte der deut- 
schen Bäder und Luftkurorte. 
Bäder- und Verkehrsverlag Ber- 
lin SW 11. 

Die Neuausgabe nat in dem zehn." 
ten Jahrgang wieder eine wesent- 
liche Ergänzung und Umarbeitung 
erfahren. Der redaktionelle Teil 
bringt eine alphabetische Zusam- 
menstellung der deutschen Heilbä- 
der, Luftkurorte. Ost- und Nordsee- 
bäder mit kurzgefaßten Angaben 
über Kurzeit, Kurmittel und Hed- 
anzeigen. Im Anschluß folgt eine 
Anzahl wichtiger Beiträge aus dem 
Gebiete der Bäder- und Klima- 
kunde. Ueber ..Badekuren iur An- 
gehörige der Krankenkassen" be- 
richtet der g*?schäftifühi .‘Site v or- 
sitzende des Hauptverbandes deut- 
scher Krankenkassen, Helmut Leh- 
mann. 

Sozialpolitik 

und Wohlfahrtspflege 

Die weiblichen Angestellten. Eine 
Umfrage des Zentraivercondes 
der Angestellten, bearbeitet von 
Susanne S u h r. Berlin 1930. 
Verlag: ZcA. 

Ueber die Arbeits- und Lebens- 
verhültnisse der weiblicher:: Ange- 
stellten gibt diese vom Zemraiver- 
band der Angestellten veranstaltete 
Umfrage interessanten .Aufschluß. 

Als besonders interessant ist die 
Tatsache hervorzuheben, daß etwa 
vier Zehntel der Befragten unter 
20 Jahren, drei Zehnte] zwischen 
20 und 25 Jahren und nur drei Zehn- 
tel älter als 25 Jahre waren. Aelter 
als 40 Jahre waren nur 5 Prozent. 
Ein Beweis, daß bei der Rationali- 
sierung der Büroarbeit und der Aus- 
wahl auf dem Arbeitsmarkt haupt- 
sächlich junge, unverbrauchte, Ott- 
gelernte wer nur angelernte Kräfte 
in Arbeit genommen werden. 

Ueber gesundheitliche Mißsiinde 
werden viele Klagen laut. Die Ein- 
führung der Büromaschinen hat das 
Tempo der Arbeit gesteigert. Eine 
große Zahl von Antworten betont, 
daß das überhastete und ange- 
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spannte Arbeitstempo gesundheit- 
lich nicht auszuhalten, daß der Ner- 
vcnvcrbrauch im modernen Büro- 
betrieb ein -ungeheuerlicher ist. 

Die staatliche Gewerbeaufsicht 
bat zwar 1923 fes (gestellt, daß die 
Arbeit einer Steno lypistin nicht län- 
ger als 10 Jahre ausgehalten werden 
kann, praktische Folgerungen für 
verkürzte Arbeitszeit tat diese Fest- 
stellung nicht gehabt. Die heute 
üblichen Arbeitszeit- und Urlaubs- 
ve.'hüitnisse der weiblichen Ange- 
stelltenschaft sind schwer gesund- 
heitsschädigend. Von den Befrag- 
ten arbeiteten fast die Hälfte mehr 
ah 4S Stunden, bis über 60 Stun- 
den wöchentlich. Rechnet man die 
verlangten Leberstunden, die Wege 
von "und zur Arbeit, die Arbeit tm 
Hause h.nzu. so kommt ein die Ge- 
sundheit der Frau schwer bedrohen- 
der Arbeitstag zustande. Ganz be- 
sonders bedroht sind die -vielen ju- 
gendlichen Angestellten, die in den 
Fn t wicklungsjahren, :n der soge- 
nannten zweiten Wachslumsperiodc, 
besonderer Berücksichtigung be- 
dürften. 

Klagen über Nervosität, Köpf- 
end Augens ebner zca. Unterleibs - 
beschwerden, Fuß- und Beinieiden 
werden dauernd wiederholt. 

Die Veranstaltung der Umfrage 
und :hre Veröffentlichung durch den 
ZdA. ist als Aufklärungsmaterial zu 
begrüßen. Diesem Schritt muß aber 
ein energischer Kampf um Gleich- 
stellung zw. sehen weiblichen und 
männlichen Angestellten, um 3ess€- 
. . n .- der Lage der weiblichen An- 
gestellten folgen. M. FI. 

Friedrich Wolf, Trotz Tempo 1000 

— gesund! Dr. Madaus 6t Co., 

Dresden-Radebcul. 1930. 

Ej Ist gleichermaßen ein Ver- 
d’enst des Verfassers wie des Ver- 
lags, in dieser ansprechend ge- 
schriebenen Broschüre werbend auf- 
zu treten für die Einbeziehung der 
von 7 i äsenden bereits erprobten 
ur.d anerkannten „Naturheilmetho- 
dea“ m die Therapie der Kranken - 
ka£ 3 *in. Gewiß ist manches aus der 
sogenannten Naturlicilkunde in den 
Erfahrungsschatz der approbierten 
Krankea-Behandler übergegangen. 
Aber di« systematische Anwendung 
der immer noch von seitea der Ap- 


probierten mißtrauisch betrachteten 
Meiboden, deren Zusammenfassung 
im Wolfs eben Plane eines „Natur- 
heilparks" erscheint, bleibt bis heute 
immer noch im wesentlichen Laien 
überlassen. Eia. ausgezeichnet aus- 
gewähltes Bildmaterial unterstützt 
die überzeugenden Ausführungen des 
Heftes. Gerade sozialistische Aerztc 
sollten es sich angelegen sein lassen, 
ihre Beziehungen zu den proletari- 
schen Massen, zu Gewerkschaften 
und Krankenkassen in den Dienst 
der Werbung für die Ideen zu stel- 
len, die hier vertreten werden. 

Ho dann -Berlin. 

„Reichsvcrsicherungs - Ordnung“, 
Tex'.ausgabe nach dem neuesten 
Stande der Gesetzgebung im 
Taschenformat, Verlagsgesellsch. 
deutscher Krankenkassen, Bcrlin- 
Charloltenb. I, Berliner Str. 137. 
Ganzleinen, Vorzugspreis nei dir. 
Bezug 2. — RM. 

Diese neueste Auflage der hand- 
lichen Taschenausgabe der RVO. 
enthält auch sämtliche Aenderungen, 
dis durch die Notverordnung vom 
26. Juli d. J. eingeireten sind. Ein 
ausführliches Stich Wörterverzeichnis 
erleichtert das Auffinden der ge- 
suchten Bestimmungen. Die Aus- 
stattung ist gut und der Preis so 
niedrig, daß die Anschaffung jeder- 
mann zu empfehlen ist. 

Aenderungen in der Krankenver- 
sicherung. Mit Begründung, Er- 
läuterungen und Ausführungs- 
bestimumngen, 2, Aufl. Von Hel- 
mut Lehmann. Preis 1.S0 RM 
brosch. Verlagsgesellschaft deut- 
scher Krankenkassen, Berl.-CUar- 
lollenburg, Berliner Str. 137, 

In. der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung sind durch die bekannte 
Notverordnung einschneidende Ver- 
änderungen vorgenommen worden, 
ln der vorliegenden Schrift hat Hel- 
mut Lehmann, gesch&Hsführcnder 
Vorsitzender des Hauptvc-rbandes 
deutscher Krankenkassen, diese 
neuen Vorschriften in klarer, über- 
sichtlicher Form den bisher gelten- 
den gesetzlichen Bestimmungen ge- 
genüber** es teilt. 

Arbeiterschutz, Organ des Haupl- 
verbandes osferr. Arbeitcrkran- 
keakassen. 41. Jahrg. Wien. 
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Das Heft Nr. 18 vom 15. Sep- 
tember 1930 enthälL u. a.: Ausbau - 
und Abbaupläne; Das Parlament der 
deutschen Krankenkassen; Dr. Fritz 
Steiner: Spitalskranke 3. Klasse; 

Karl Wolisch: Maschinelle Krankeu- 
kassensLatisLih. 

Arbeit er! tir sorge. Karlsbad 1930. 

Da.* Mitteilungsblatt des tschzcho- 
slowzkischen Reichsverbandes „Ar- 
beilcrtürsorge", das vor etwa einem 
Jahre gegründet wurde, erscheint 
nunmehr in erweitertem Umfange. 
Die Zeitschrift will mehr noch als 
bisher das sachkundige Fachorgan 
iür die sozialistische Wohlfahrts- 
arbeit sein, sie wird d.e Fürsorge- 
maßnahmen des Staates, der Kom- 
muner. und der privaten 1' ursorge 
kritisch vom sozialistischen Stand- 
punkt beleuchten. Das soeben er- 
schienene HeL 1 des Jahrgangs 
enthält u. a.: Arbeit und Brot den 
Arbeitslosen; L. Goldschmidt: Zur 
Krim mel len fiirsorge; Höllischer: Wie 
wirkt der Alkuhol im lebenden Or- 
ganismus; Richtlinien für die Zu- 
sammenarbeit der Organe der So- 
zialversicherung mit den sozial- 
hygienischen Institutionen in der 
7 u ne Furiosen f ü rsorge. 

Volksgc sundheil, Verl. Volksgesund- 
heil, Dresden-AI. 40. Jahrgang. 
Haft 8, enthält u. a.: Der Ge- 
sundhciwspolitische Kongreß in Dres- 
den; Med’.zinalpo'.itische Fragen der 
Gegenwart von Dr. Margarete Steg- 
mann; Kritische Einwhndc gegen 
Impfung von Dr. v. Nicssen. Die le- 
galisierte Abtreibung in Rußland; 
lö Jahre Erfahrung. 

Ocslcrrcich’.schc Blätter Hir Kran- 
kenpflege und Fürsorge. Heraus- 
gegeben von der Sektion ,,Kran- 
kcnpHegcpersonai" im Bund der 
öffentl. Angestellten. Wien VLL1. 
Unter diesem neuen Titel er- 
scheint seil einigen Monaten diu 
Monatsschrift, die alle Fragen der 
fürsorgerischen Arbeit ebenso wie 
die wirtschaftlichen und beruflichen 
Interessen des in der Fürsorge tä- 
tigen Personals behandelt. In den 
letzten Nummern finden v/ir u. a. 
folgende Beiträge: Die Kurpfuscherei 
von Dr. Paul Gerber; Sanatoriums- 
pflege durch ungeschältes Personal; 
Ueber die Stellung der Röntgen- 


schwester von Prof. G, Holzknecht; 
Krankenhauswesen und Kranken- 
pflege in der tschechoslowakischen 
Republik von Fanny Blalny. 

Th. Grusdbka: Zum Begriff des 

„Wohcungsmmimum“. Soziale 

Praxis, Jahrg. 39, Heft 37. 

Gen. Grüsch a leitet hier vom 
biologischen Gesetz des Minimums 
den komplexen Begriff des Woh- 
nungsminimums ab als die Wohnung, 
die das Gedeihen der Fanu-ie 
gewährleistet Nicht „cie billigste 
Wohnung ist das gesuchte Ziel, son- 
dern das billigste Wohnen." Seine 
exakte Definition lautet: „Das Woh- 
nunginiicimuiii umfaßt alle jene cua- 
lr.ativen und quantitativen Woh- 
nungscigcnschaiten, bei denen sich 
für die Familie der Sollgröße der 
Betrieb des Wohnens am billigsten 
im Sinne volkswirtschaftlicher Be- 
lastung stellt, ohne daß die Bewoh- 
ner an Leib und Seele Schaden neh- 
men und „jedem sein eigenes Bett 
in der mehrriumigeo Wohnung in 
Garlcnnähe“. Gnischka <ia£t aus 
diesen dringendsten Forderungen 
heraus der heute — auch von der 
Diktaturregierung Brüning — be- 
liebten Parole der Schäftung von 
Kleins twohnungen energi- 
schen Kampf an. M. Fl. 

Walther Riese, „Die Unfallneurosc 

und das Reichsgericht“. Hippokr. 

Verlng Leipzig 1930. 70 S. 

Der auch in dieser ZeiLscur:; 7, 
unterstützte Kamp? gegen die Richt- 
linien der Rechtsprechung, d:a da* 
Reichsvcrsichcrung.^amt sei: 1926 in 
der Frage der Kriegs- und L’nfall- 
neurose verfolgt, besitzt in dem 
Verfasser den literarisch rührigsten 
Helfer. 

Das vorliegende Buch »st unter 
juristischer Mit wir kam; des Rech'.i- 
anwalts Otto Rolhbarih verfaßt und 
gibt neben Rieses Darlegung der 
gutachtlichen Grundsatz«, vie .sie 
auch vom Rci. vertreten werden, 
eine für jeden Praktiker wertvolle 
Zusammenstellung und Erläuterung 
wichtiger Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in der Frage der Uafall- 
ncurosc. Es wird die Unhaltbarkeit 
der Stellungnahme des RVA. erneut 
aufgezeigt und die Judikatur des 
Reichsgerichts in der Uni allneurot*. - 
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KOr-Rcnianfrage [also der nicht so- 
zial versicherten Personen) in Ver- 
gleich gestellt. Wenn sich der Ver- 
fasser auch rr.it Recht verwahrt, die 
Rechtsprechung des Reichsgerichts 
gegen die des KVA. „auszuspielen“, 
so wirkt doch die Gegenüberstel- 
lung der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts mit ihren sich in den See- 
len- and Leidenszustand des Neu- 
rotikers weit mehr einfühlenden 
Grundsätzen eindringlich genug. 

Es muß dem Mann aus dem 
Volk unverständlich bleiben, daß ein 
bestimmter Lcidenszusland, der beim 
Haftpflichtversicherten oder sonst 
im bürgerlichen Leben im Anschluß 
an Uni all entstanden ist, durch das 
Reichsgericht a's ursächliche Fob*e 
und somit entschädi- 
gungspflich’.ig anerkannt wird, bei 
einem Sozial- oder Zwangsversicbcr- 
ten, also im Arbeits- und ebenso ira 
Kriegsdienst Verletzten nach Aui- 
‘assiiiv des RVA ji i eh • r.ls Krank- 
heit [genä ] der Stierschen Darle- 
gung) und nicht iir. cntschädi- 
gungspflichtigen ursächlichen Zn- 
ramraenheng mit dem Unfall erklärt 

W.iUi 

Das Reichsgericht nimmt auch ca 
neuesten Entscheidungen noch, un- 
be«nflu£t durch die medizinische 
Anschauung der sog. „neuen Lehre", 
cir.cr. adäquaten ursächlichen Zu- 
sammenhang als gegeben an, wenn 
•:«i die .bei dem VerungiückLen 
festzus teilen den nervösen Erschri- 
nanjjea als eine Folge des psychi- 
chen Schocks, den der Verunglückte 
bei dem Unfcl erlitten Lat, anzu- 
sprechen sind. Dies gilt auch cann 
— sc heißt es weiter — wenn nur 
ixt Rücksicht auf die, sei cs auch 
au; krankhafter Veranla- 
ge: beruhende, Eigenart des von 
dem ünta ' Betroffen«! nitwir- 
kende Umstände der psychische 
Schock da Nervenleiden hat auslö- 
«en können." 

Ebenso konzediert das Reichs- 
; .riebt. daß ein Mangel an innerer 
Widerstandskraft, eine Willens- 
achv. äche. xds Folge des Untallerleb- 
nisses gellen kann. Selbstverständ- 
lich werden auch vom ReichsgerichL 

'I Vgl. Levy-Suhl, „Uebcr Un- 
fall- und Kriegsneuros er." d, Zeit- 
schrift. August 1927. 


sichernde Grenzeif gezogen. Der Zu- 
sammenhang wird verneint, wenn 
,,dcr Verletzte simuliert" oder „will- 
kürlich seine Beschwerden über- 
treibt“ und wenn er „bei gutem 
Willen das nötige Maß von Wider- 
standskraft aufb ringen konnte, um 
seine Bagchrur.gsvorstellungen nie- 
derzukämpfen (Rc n ten sucht 

Ohne auf die seslencrztlich und 
Cvziclog^ch viel tieier gegründete 
„Flucht in die Krankheit" einzu- 
gehen, die ein prozentual immer 
noch sehr kleiner Teil der Sozial- 
v-crsicherten bei der gewaltigen Zahl 
de- faktischen täglichen Urfäle be- 
geht, wollen wir auf den, wenn auch 
unoewnblan, weltanschaulichen od«i 
Staatspolitiken Hintergrund solchc- 
verxchiedenen Stellungnahmen in der 
Rechtsfrage hinweisen. Zwischen 
welchen Extremen sich diese innere 
Haltung bewegt, das erläutert uns 
in peinlicher Weise der ven Hoche 
zitier:c .Ausspruch eines leider 
ärztlichen Gutachters einer Be- 
ruisgeaossenschaft, der von vornher- 
ein in jedem L'nfallncurcliker einen 
..Schweinehund" sehen zu dürfen 
glaubt. Demgegenüber steht die 
großzügigere Einstellung des Reichs- 
Berichts, dessen Rcchtsßrundsatz m 
dieser Frage nach Rothbart der isl: 
cuivis praesumxtur, bonus, zunächst 
ist ieder zu Beurteilende als an- 
ständig anzunehmen. 

Levy-Suhl. . 

Gesundheitsfürsorge durch hygieni- 
sche Volksbelehrung, Deutsche 
Krankenkasse Nr. 37, 1930. 

Der Verfasser des Artikels ruft 
die Krankenkassen zu stärkerer Ak- 
tivität für hygienische Volksaufklä- 
rung auf. Gerade die Kassen soll- 
ten besonders interessiert sem, durch 
weitgehend« Gesundheilsauiklärung 
ihrer Mitglieder Krankheit verhüten 
zu helfen. Eine enge Zusammen- 
arbeit von Kassen, Verbünden, 
öffentlichen Körperschaften, Für- 
sorge- und Beratungsstellen ihr 
ausgedehnte Aufklürungsaktion wäre 
notwendig, um durch Radio, Licht- 
bilder, Vorfrage, Merkblätter, Pla- 
kate, Theaterstücke und Wander- 
ausstellungen Wissen um tägliche 
Hygiene, die Volkskrankheilen, Ehe- 
hygiene usw. in die breiten Massen 
zu bringen. Dringend notwendig 
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wäre allerdings — davon sagt der 
Verfasser nichts — die sozialen Ur- 
sachen und ihre Bekämpfung als 
Angelpunkt einer hygienischen 
Volksaufklärung darzustellen und sie 
nicht zu verschleiern, wie es die 
Dresdner Hygiene ausstellung tat. 

Wladimir Sensinow: Die Tragödie 
der verwahrlosten Kinder Ruß- 
lands. Orell Ftissli Verlag. Zü- 
rich -Leipzig. 

Unter dem Scheine strenger Ob- 
jektivität macht der Verfasser aus 
dem Vorhandensein von Scharen 
verwahrloster Kinder eine Sov.jet- 
hctzc. Sicherlich ist das Problem 
der Verwahrlosten schwerwiegend 
und bedrohlich. Wer aber die groß- 
zügigen Maßnahmen für die „Bcspri- 
sorni": die KindersammelsteUen. die 
Arbeitsschulen, Landheime und 
Werkstätten gesehen hat, muß die 
fruchtbaren Anstrengungen Rußlands 
zur Ueberwiadung dieser Kriegs- 
und Nachkriegserscheinung anerken- 
nen. Die Bcsprisomi sind noch nicht 
verschwunden. Daß die Sowjet- 
presse diese Tatsache ungeschminkt 
darstellt, ist der Beweis für den 
ernsten Willen, sie zu bezwingen; 
dem Verfasser ist sie der bündig« 
Schluß für russische Mißwirtschaft. 

Fl. 

Ärztliche Berufsfragen 

Kinderärztliche Praxis. Jahrgang 1. 
Heft 1. Eine Zeitschrift für den 
praktischen Arzt, den Facharzt 
und den Sozialarzt. Schriftluiig.: 
Prof. Sl. Engel -Dortmund. Dr. E. 
Nassau-Berlin. Verlag Georg 
Thienie. Preis 7. — RM vicrtelj. 
Di« seit September 1930 neu er- 
scheinende Monatszeitschrift will in 
Ergänzung der bisher erscheinenden 
mehrminder archivcharakter tragen- 
den kinderarztlichcn Zeitschriften 
den Arzt über praktische, klinische 
und sozialhygicnische Fragen aus 
dem Gebiet der Kinderheilkunde un- 
terrichten. Die Zeitschrift kann 
ihrer Anlage nach einem lauf; emp- 
fundenen Mangel auf diesem Gebiet 
abhelfen, zumal in unserer Zeit die 
enge Verknüpfung r;jin ärztlicher 
Fragen mit sozialfürsorgerischen 
besonders angebracht ist. 

Das vor.iegende Heft bringt ne- 
ben klinischen Beiträgen einen Auf- 


satz über die wirtschaftliche Lage 
des Kinderarztes. Notizen über 
schulärztliche Fragen etc. 

Wir dürfen dem weiteren Er- 
scheinen der Zeitschrift nach dem 
ersten Heft, den Mitarbeitern und 
dem angezeiglen Programm mit In- 
teresse entgegensehen. S. Z. 

Edwin Bios: Die K^sis in der Me- 
dizin. Verlag G. Braun, Karls- 
ruhe. Preis 1.50 RM. 

Bringt nichts Neues zu diesem in 
letzter Zeit vielfach .ibg t,,r, and<*’t*»n 
Thema. F. B. 

Der Kassenarzt. Scliriftleituag: Dr. 
Julius Moses. M. d. R. Char- 
lottenbnrg 5, Kaiserdamm 2. 
7. Jahrg. Heft 38/39 enthalt ts. 

Die neuen Reichstagswahlcn;^ Be- 
trachtungen z. Wahlergebnis; Fried- 
-n.i-nn und C&lmetle; Das Sterben 
der Jüngsten; Ursachen und Be- 
kämpfung der Säuglingssterblichkeit; 
Heilung ohne Heilanstalt. 
Mitteilungen des Verbandes der 
kassenärztiiehen Vereine Wiens. 
Wien I. Das Septemberheit ent- 
hält u. a.: 

Dr. K. Lill; Grundsätzliche Erwä- 
gungen über das Verhältnis der 
Aerzteschaft zur Sozialversicherung: 
Dr. S. Schick: Was geht in der 
Ö s* errei chlsch en Kran ken Versiche- 

rung vor?; Dr. Propper: Zur Frage 
der Alters- und InvnlidRütsversiche- 
rung der Aerzte. 

AUx>holismus 

F. Goldmann-Bcrlin: Richtlinien zur 
Fürsorge für Alkoholkranke ucc 
andere Rauschgiftsüchtige. Zeit- 
schrift für Ges undhei ts v erw alten £ 
und Gesundheitsfürsorge. 1. Jahr- 
gang. 1930. Heft 8. 

Nach Bestimmung des Begriffes 
„Rauschgift" behandelt '. r crf. Z ' e 1 
und Aufgabe der Fürsorge. 
Die Erfassung aller Süchtigen und 
Gefährdeten muß möglichst frührei- 
lig erfolgen, damit aus dem Frü b - 
fall kein D a u e r r « 1 1 entsteht. 
Zu diesem Zwecke müssen die :n 
Frage kommenden Personen, wie 
Angehörige, Hausbewohner, Aerzie 
und die übrigen Gesucdheitscrgaai- 
sationen der Fürsorgest« Ile recht- 
zeitig mit möglichst genauen Anga- 
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ben schriitiich vcn dem Falle Mit- 
teilung machen. 

Es werden dann dis Fürsorge- 
tnaBaahmen für den Süchtigen be- 
handelt. Diese sind gesundheit- 
licher, wirtschaftlicher und recht- 
licher Art- Zum Schluß werden die 
F ürsorgcmaßnahnien erwähnt, welche 
i— Interesse der Angehörigen und 
der Allgemeinhei ; vorgenoramen 
werden müssen. Sanierung der häus- 
lichen Verhältnisse, Aufklärung und 
Belehrung der OeffcntlicLkeii über 
uie Rauschgifte, Kamp: gegen dl« 
Trinkunsitten im Rahmen der hy- 
gienischen Volksbildung. Zur Durch- 
führung der Fürsorge müssen die 
Dienststellen der gesundheitlichen 
orge mit dem Bezirkswohl - 
fahris- und -Jugendamt Hand in 
Hand arbeiten. R- Fabian. 

Ambulatorische Behandlung des Äl- 
kohoLismus von Dr. J.Senewitsch. 
' ortrag gehalten in der psychia- 
. rischen Klinik d. Medizinischen 
Instituts Leningrad. 

Die 'roße Entwicklung der An- 
stalten für Alkoholiker — der Arr.- 
buALorier. und Dispensaires (Für- 
sorge!. zeigt eine Verschärhmg des 
Kampfes gegen den Alkohol und 
läßt die große Bedeutung der am- 
bulanter Behandlung des Alkoboiis- 
mus erkennen. 

Es arrden 200 Patienten im Al- 
ter von 30 bis 50 Jahren behandelt 
"“d beobachtet, die mit dem Trin- 
ken im 15. bis 20. Lebensjahre be- 
kennen hatten. Trotz dieser lang- 
ihrigen Gewöhnung an den Alkohol 
sind nach einer Behandlung von 
nlndes .ens einem Jahr 37 Patienten 
geheilt worden, d. h. über ein Jahr 
abstinent geblieben. 49 Patienten 
blieben bis zu einem halben Jahr 
alkoholfrei; 25 Patienten werden 
-.ach 2 bis 4 Monaten rückfällig; 41 
bereits nach 2 Wochen. Die übri- 
gen 38 Pstienup wurden nicht ge- 
bessert. ^ 

Der Vertragende berichtet noch 
von kleineren ambulant behände! - 
er Gruppen von Alkoho.ikern, die 
::ch iängere Zeit beobachten ließen, 
und bei der.en im ganzen die gkü- 
ci.-ia Erfolge erzielt wurden wie bei 
eien oben erwähnten 200 Patienten. 

Dt. Agnes G r ii n f e l d. 


Gegen den Alkoholismus! Vier kul- 
turpolitische Reden an Führer 
und Massen. Verlag Arbeits- 
gemeinschaft Sozialist Alkohol- 
gegner, Berlin SO 16. 24 Seiten. 

Preis 20 Pfg. 

Der Bericht über die Kundge- 
bung der Arbeitsgemeinschaft vom 
14. März liegt gedruckt vor. Seve- 
ring behandelt die Aufgaben, die in 
dieser schweren Zeit aus der Al- 
koholnot für Staat und Volk er- 
wachsen. Bildung sminister Grimme 
betoni, da3 der Staat Menschen 
braucht, die aus eigener Verantwor- 
tung das Geschick des Volkes mit- 
gcstaltea. Marie Juchacz vertritt 
die Kultur au [gäbe der Frau; sie 
wünscht ein Fraucageschlecht, das 
sich weigert, vcm Alkohol belastete 
Kinder zu gebären, und sieht in der 
Leberwindung dzs Alk.oholisir.us 
eine Erleichterung des Aufstiegs der 
Frau. Sollmann entwickelt dis 
Folgerungen aus dem Solidaritäts- 
ßefühl des Sozialisten. Er betrach- 
tet den Alkohol als ein Mittel des 
Kapitalismus zur Aussöhnung der 
Arbeiterklasse und zu ihrer Korrum- 
p-.erung. 

Dr. Hermann Muckermann; Wirkun- 
gen des Alkoholgenusses auf die 
Nachkommenschaft. Neuland-Ver- 
lag. 

Prof. Johannes Lange; Heilbehand- 
lung von Alkoholikern. Neuland- 

Verlag. 

Da^ einzig Wirksame bei der 
Behandlung der Alkoholiker ist bei 
allen Organerkrankungen die völ- 
lige Beseitigung der Ursache. Mit 
der Mäßigkeit ist kein Erfolg zu er- 
reichen, nur völlige Abstinenz kann 
ausgeprägte seelische Veränderun- 
gen und schwere körperliche Schä- 
digungen beheben. Menscacn mit 
Hirntrauma sind durch den Alkohol 
besonders bedroht. Bei ihnen findet 
sich erhöhte Anfallsbereitscbaft und 
der Rausch nimmt ungewöhnliche 
und bedrohliche Formen c.a. 

Dr. Otto Graf; Möglichkeiten und 
Grenzen der Heiloehandlung von 
Alkoholikern. Neuland -Verlag. 
Nicht aJle Fälle von Trunksucht 
sind geeignet für Heilstätter.behand- 
lung. Höchstens 10 % der Fürsorge- 
kranken kommen in klinische Be- 
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handlang. Besonders ungünstig ist 
die Prognose bei der Trunksucht der 
Frauen. Auch bei sozial höher 
Stehenden und alteren Personen 
sind die Aussichten auf Heilung sehr 
geringe. F. Rosenthal 

Bericht der Deutschen Rcicfcshanpi- 

stclle gegen den Alkoholismus, 

1929, '30. 

Dbj Tätigkeitsbericht der Deut- 
schen Reichshaupt stelle gegen den 
Alkoholismus, Berlin, Stresomann- 
«traiie 12i, für das Berichtsjahr 1929 
bis 1930 ist soeben erschienen und 
vermittelt trotz seiner Kürze einen 
guten Einblick in das große Arbeils- 
kilc] dieser Geschäftsstelle. Die 
Deo Ische Reichshauplsteile gegen 
der Alkohol ismus ist eine Arbeits- 
gemeinschaft der an der Bekämp- 
fung des Alkoholismus beteiligten 
Vereine und Verbände, 


Verschiedenes 

Paul Lcvy: Ernste und heitere Er- 
innerungen eines Krankenpfle- 
gers. Vcrlagsaaslalt Courier, 
Berlin. 

Die praktischen Erfahrungen des 
Gen. Paul Levy als Krankenpfleger 
sind überaus instinktiv. Sie geben 
einen guten Einblick in die uner- 
hörten pflegerischen Zustande Her 
Krankenhäuser, in und nach dcir. 
Kriege: vollkommen ungenügende 

Ausbildung des Pflegepersonals, Ar- 
bcitszeil bis zu 14 Stunden. Bevor- 
mundung des Privatlebens und vor 
allem ■der politischen Gesinnung, mi- 
serable Unterbringung, schlechte Er- 
nährung. Bis zur Neuordnung 1918 
war der geringste Verstoß gegen cie 
Gesindcordnucg, die tür die 
Krankenpfleger gültig war. Anlaß 
zur fristlosen Entlassung, auch bei 
vorangegangener jahrelanger auf- 
opfernder Pflichterfüllung. Die Leid- 
tragenden sind neben den betrof- 
fnen Pflegern immer die Kranken, 
die Nutznießer des Feld webelsyatems 
immer die Verwaltungsbürokraten. 
In wieviclcn Privalanstalten und 
Privalkliniken mögen diese rück- 
ständigen raal: Lionären Verhältnisse 
noch immer berschen? 

Minna F 1 a k c. 


Henri Barbusse. „150 Millionen 
bauen eine Neue Welt“. Neuer 
Deutscher Verlag. iierlin 1930, 
377 Seiten. Preis kart. 4. — RM. 
Henri Barbusse bereiste die Sow- 
jetunion vor etwa zwei Jahren. 
Nicht als professioneller Wirtschaft- 
ler oder Statistiker, sondern als Re- 
porter, Schriftsteller, Politiker und 
Sozialkritiker. Er hat v. -sucht, die 
cntscheidi-mlcii Aendenxagen des 
politischen, wirtschaftlichen, sozia- 
len, kulturellen und ethnographi- 
schen Gesichts dieses Sechstel des 
Erdballs einzufangen, zu schildern 
und zu verdeutlichen. Wie lebten 
die Menschen früher, wie : **tzt? Wie 
stellen sie sich zu dem poliüscheu 
System der Vergangenheit, wie zu 
dem heutigen" 5 Woran dachten und 
womit beschäftigten sic sich früher, 
— und was erfüllt die Sowjeüncn- 
schea? Allo diese W’andlungen 
zeigt Barbusse auf: durch seine Auf- 
zeichnungen der Gespräche mit Ar- 
beitern und Bauern, alten und jun- 
gen Männern und Frauen, mit Par- 
teimitgliedern und Parteilosen, — 
mit Russen, Ukrainern, Georgiern. 
Armeniern. Und aus all dem wird 
ein lebendiges Gemälde des uner- 
meßlichen, weilen und reichen Lan- 
des der Sowjets und seiner 150 
Millionen. 

Der Freidenker. Zcntrelorgan des 
„Frciienkerbund Oesterreichs.“ 
Mitglied der IPF. Wien X. Sonr.- 
wendgassc 6. 

Eine Kultur- und Sittengeschichte 
des Proletariats von Otto Ru eile. 
Band I. 616 Seiten. Lexikonform. 
492 Illustrationen auf holzfreiem 
Illustrationspapier. Ganzlcfc. geh. 
18.— RM. Neuer Deutscher Ver- 
lag, Berlin W 8. 

Rühle beginnt mit der Entstehung 
des Proletariats in Europa, mit aus- 
führlichem statistischen Material 
schildert er das namenlose Elend 
der enteigneten Bauern und Klein- 
bürger. ihre dumpfe Abhängigkeit 
und Verstricktheil mit der Kultur- 
weit der herrschenden Klassen. Vir 
erleben :n diesem Buche wie die 
Unternehmer und Grundherren die 
Kot der Elenden für ihre Zwecke 
ausnulzen, indem sie die in wahr- 
sten Sinne des Wortes Enterbten in 
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das Joch einer Ausbeutung zwin- 
gen, der sie nicht entfliehen hörnen. 
Wir erfahren, wie sich infolge der 
Entwicklung der Maschinen Wirt- 
schaft rag Xlassenbewußlsein der 
Arbeiter zu regen beginnt und wits 
schließlich im 19. Jahrhundert ^ das 
Proletariat, geführt von Karl Marx, 
Fr iedrich Engels und den zahllosen 
übrigen Vorkämpfern, zu einer ein- 
heitlichen Klasse wird. 

In derr: »o/ liegen den Wsrlf wird 
der proletarische All mg, w ird das 
Leben des Proletariats zum Gegen- 
land einer aLgcmcinverständlichca, 
wissenschaftlichen Untersuchung ge- 
macht. \ on allen Seiten droneu 
dem Proletarier Gefahren Br Leben 
und Gesundheit. Erkrankt er, so 
ist er einer im Massen!; etrieb arbei- 
tenden Xlassenmedizin ausgeliefert. 
Ist er arbeitslos oder entmutigt, 
sucht ihn der Kapitalismus körper- 
lich t^nd ideologisch durch den Al- 
kohol zu vergiften. Uic bürgerliche 
Sexualmoral treibt zahllose Proleta- 
rierinacn in die Klauen der Prosti- 
tution. Fällt der Proletarier dem 


mittelalterlichen Militarismus in die 
Hände, wird er schlimmer als ein 
Stück Vieh behandelt. Am schlimm- 
sten ergeh*, es ihm, wenn er in die 
Fallstricke der unbarmherzigen 
Klassenjustiz gerät. 

Besondere Beachtung verdienen 
die Abbildungen dieses Buches, hier 
ist wohl von Fritz Schilf das 
erste Mal der Versuch unternom- 
men, ein derartiges Werk nicht nur 
mit möglichst viel unterhaltenden 
Bildern auszustatten, sondern den 
ganzen Text so zu illustrieren, daß 
der LeseT durch die Abbildungen 
nicht abgelcnkt, sondern vielmehr 
geführt wird. Die „Kultur- und Sit- 
tengeschichte“ von 0. Rühle gehört 
zu den grundlegenden Werken über 
die Geschichte der Arbeiterschaft. 

Mitteilungsblatt des Sozialdemokrati- 
schen Intellektnellcnbundes Nr. 6 
Forderungen 2, Hochschulreform, 
Beiträge von Radbruch, Anna 
Sicmsen, Grotjahn, Gumhel. Les- 
slng. September 1930. Heidel- 
berg, Neue ScbloGstraße 7a. 


Gewerkschaftliche Organisierung der Aerzte 

'nnerbalb des GesamtvcrbandcH in der Reichssektion Gesundheitswesen 
kek e.ne Fachgruppe „Aeixts* gebildet, Der freigewerksenaftheh organisierte 
rzt ist, mit den Mi i Hon er. Versicherten auEs engste in der Ge- 
-erkssba:: verbunden, in der Lage, wirksam für seine Interessen und für eine 

und Assistenzärzte ist auf Mk. 3.- 
mcnrJch auf Mfc 2--. für Studenten und in der Ausbildung 

3egrifTer.e auf M k. 0.60 festgesetzt. 

, . • war Urbaltnehmer dar 5ff®nt1. ÜBlrlaho 

GGS2TYltVGrP3nu und Oe* Poraonon- und Waronvorkehr* 

Reichsfachgrapp© : Reichssektion Gesundheitswesen 

Berlin SO 16, lilohaolklroh-Platz 4 
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Zur fachlichen Beratung steht 
Berliner Interessenten ein ver- 
sierter Herr der Geschäfts- 
leitung auf Wunsch jederzeit 
unverbindlich gern zu Diensten* 


Verein Sozialistischer Ärzte 

bezweckt den Zusammenschluß der sozialisti- 
schen Ärzte zur Erörterung aller das Heil- und 
Gesundheitswesen betreffenden Fragen und zur 
Betätigung in der darauf bezugnehmenden 
Gesetzgebung und Verwaltung in Staat und 
Gemeinde. Der Verein will auch unter nicht- 
sozialistischen Ärzten Aufklärung verbreiten 
über die Ziele der sozialistischen Arbeiter- 
bewegung und unter den Parteigenossen das 
Verständnis fördern für die Bedeutung der 
Ärzte in der sozialistischen Gesellschaft. 
Mitglied kann jeder Arzt werden, der sich zum 
Sozialismus bekennt. Der Beitrag beträgt 
5 RM. halbjährlich. Beitrugserklärungen sind 
an den Schriftführer Gen. Ewald Fabian , W1S, 
Uhlandstraße 52, zu richten. 
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KASSEN WIRTSCHAFTLICH 


SIRAH Expesterans 

Kassenpackung 


Mk. 1.75 


BHVdEiiMiH senaiumm 

Kassenpackung mit ca. iöü gr. Mk. 1.40 


EPITHEHSALBE Wundheüsallie 


Kleinpackung 


Mk. 0.30 


MENQSTATICUM Hämostypilkum 


Originalflasche 


ca. 50 gt. Mk 1.95 


PHEHAH Antfpyreilcinn 


Kassenpackung 10 Stück 0,5 gr. Mk. 0.90 


THYNOSATUN ReacumuicinittM 


Originalflasche 


ca. 200 gr. Mk. 1.65 


Temmter-üJerbe, Berlüt-Jobninlsthtil 




